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998. Sitzung

Berlin, den 18. Dezember 2020

Beginn: 10.17 Uhr

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich eröffne die 998. Sitzung des Bundesrates.

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir gedenken heute der Opfer des natio-
nalsozialistischen Völkermords an Sinti und Roma 
sowie der Gruppe der Jenischen und anderer Fahren-
der. Ich begrüße sehr herzlich den Vorsitzenden des 
Zentralrates Deutscher Sinti und Roma, Herrn Romani
R o s e , und den Vorsitzenden der Sinti Allianz 
Deutschland, Herrn Oskar W e i s s . Sie sind per Li-
vestream zugeschaltet.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, vor 78 Jahren, am 16. De-
zember 1942, erging im nationalsozialistischen Deutsch-
land der sogenannte „Auschwitz-Erlass“. Er war der 
grausame Tiefpunkt einer jahrelangen Verfolgung und 
Diskriminierung von Sinti und Roma, von Jenischen und 
Fahrenden. Rund 500.000 von ihnen fielen dem Genozid 
zum Opfer. Sie verhungerten, wurden brutal misshandelt, 
vergast oder erschossen, sie starben infolge von Zwangs-
arbeit oder medizinischen Versuchen. Opferzahlen kön-
nen uns zwar die schreckliche Dimension dieses Völker-
mordes vermitteln. Aber Statistiken verraten uns nichts 
über das Leid, die Gefühle und Ängste der Opfer. Allzu 
leicht vergessen wir: Hinter jeder Zahl verbirgt sich ein 
menschliches Schicksal. Und umso wichtiger ist deshalb 
das Gedenken. Es gibt den Opfern ihre Würde wieder. Ihr 
Leiden darf uns nicht gleichgültig sein.

Auch die Überlebenden trugen Narben davon, die 
nicht verheilten. Hermine H o r v a t h , eine Romni, 
wurde nach Auschwitz und Ravensbrück deportiert. Im 
Januar 1958 erklärte sie:

Gerne würde ich nochmals von vorne anfangen, 
wäre ich nur ein gesunder Mensch.

Epidemien und Erfrierungen hatten ihre Gesundheit rui-
niert. Sie starb zwei Monate später im Alter von 33 Jah-
ren.

Auschwitz ist der Inbegriff für die nationalsozialisti-
schen Völkermorde und den schlimmsten Zivilisations-
bruch in der Geschichte der Menschheit. Hier wurden, im 
sogenannten Zigeunerlager, rund 23.000 Häftlinge aus elf 
europäischen Ländern interniert. Die allermeisten von 
ihnen wurden qualvoll ermordet. Im Lager wurden 371 
Kinder geboren. Keines von ihnen überlebte. Sinti und 
Roma, Jenische und Fahrende haben Furchtbares unter 
dem Nationalsozialismus erleiden müssen.

Aber noch immer ist dieser Völkermord im öffentli-
chen Bewusstsein nicht hinreichend präsent. Bislang sind 
auch nur wenige Monographien zu diesem Thema er-
schienen. Ich denke vor allem an das eindrucksvolle 
Buch von Heiko H a u m a n n über das Leben der Zilli
R e i c h m a n n , eine Auschwitz-Überlebende. An-
hand ihrer Lebensgeschichte, sie wurde 1924 geboren, 
schildert der Autor eindringlich Geschichte und Kultur 
der Sinti im 20. Jahrhundert.

Zilli Reichmann zählt zu den wenigen noch lebenden 
Zeitzeugen. Bald werden ihre Stimmen verstummen. 
Zunehmend wichtiger wird die besondere, die sekundäre 
Zeitzeugenschaft. Sie erfordert vor allem Engagement 
und Empathie. Der Völkermord an den Sinti und Roma 
darf nicht zu einer fernen Vergangenheit werden. Das 
Gedenken daran muss einen zentralen Platz in unserer 
Gesellschaft einnehmen. Dafür tragen wir alle Verant-
wortung. Oder anders formuliert: Wenn das individuelle 
Gedächtnis abnimmt, muss das kollektive Gedächtnis 
zunehmen. Erst die Erinnerung schützt vor Wiederholun-
gen.

Können wir aus der Geschichte lernen? Vor allem aus 
der Geschichte, meine ich. Geschichtskenntnisse erleich-
tern die Einordnung von Zusammenhängen, schärfen den 
Blick für unsere Gegenwart und geben Orientierung. Wir 
dürfen der Zukunft nicht blind vertrauen. Antiziganis-
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mus, Antisemitismus, Nationalismus und Rassismus sind 
aus unserer Gesellschaft nicht verschwunden. Bewusste 
Tabubrüche sind keine Seltenheit mehr. Rechtspopulisten 
nutzen Stimmungen zur Mobilisierung. Ihre Proteste 
richten sich in ihrer Tiefe gegen den liberalen Staat, seine 
Institutionen und seine demokratische Kultur. Wir müs-
sen solchen Einstellungen entschieden widersprechen. Es 
geht darum, Haltung zu zeigen: im familiären wie im 
privaten und öffentlichen Umfeld. Auch Schweigen und 
Passivität können Einstellungen prägen, Entwicklungen 
nachhaltig beeinflussen und weitreichende negative Fol-
gen haben.

In diesem Kontext stellt sich die Frage: Was konnte 
man und was wollte man damals wissen? Bereits ab 1933 
waren in vielen deutschen Städten Zwangslager für Sinti-
und Roma-Familien eingerichtet worden. Deren Existenz 
war bekannt. Ebenso wenig ließen sich die ab 1940 ein-
setzenden Zwangsräumungen der Lager und die Deporta-
tionen der Menschen in das besetzte Polen geheim halten. 
Die Brutalität der Machthaber war offensichtlich. Und 
doch zogen es die meisten Menschen damals vor, zu 
schweigen. Sie wollten die Verbrechen vor ihrer Haustür 
nicht wahrhaben. Tatsächlich war aber das Wissen um 
die nationalsozialistischen Verbrechen weit verbreitet. Es 
existierte ein Wissen im Schweigen. Studien von renom-
mierten Historikern haben das belegt. Diese Tatsache 
dürfen wir nicht ignorieren oder relativieren. Vielmehr 
sollte sie uns eine eindringliche Warnung sein. Wir alle 
sind aufgefordert, wachsam zu bleiben und unsere Stim-
me zu erheben gegen Antiziganismus, Antisemitismus, 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit.

Für unser Gemeinwesen sind wir alle zuständig. Wie 
wir seine Zukunft gestalten, liegt an uns. Hierzu gehört 
auch, die Verantwortung für die eigene Geschichte anzu-
nehmen. Nach 1945 wurde der Völkermord an den Sinti 
und Roma vergessen: in der Bundesrepublik wie in der 
DDR. Mitte der 1960er-Jahre schrieb eine Sintiza an die 
DDR-Zeitschrift „Wochenpost“:

Aber keiner denkt daran, dass auch wir bittere 
Not gelitten haben, dass sich die Erde von 
Auschwitz und anderen Lagern rot von unserem 
Blut färbte. Warum hat man uns nur vergessen?

Und dieses bittere Fazit gilt für beide Teile Deutschlands.

Zum erlittenen Leid im Nationalsozialismus kam das 
Verdrängen und Vergessen nach 1945. Niemand interes-
sierte sich für das Schicksal der Sinti und Roma. Das 
änderte sich erst in den 1980er-Jahren. Bei uns in Mag-
deburg erinnert heute gegenüber dem Dom ein Denkmal 
an ihr Schicksal. Es hat – auch das darf nicht verschwie-
gen werden – nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
viel zu lange gedauert, bis sie als Opfer des Nationalsozi-
alismus anerkannt wurden.

Was die Betroffenen dabei empfunden haben, können 
wir nur ahnen. Zum erlittenen Leid und Unrecht kamen 

nach dem Krieg Gleichgültigkeit und ein eklatanter Man-
gel an Empathie. Das ist nicht mehr rückgängig zu ma-
chen. Was geschehen ist, ist geschehen.

Wir können aber daraus lernen und es besser machen. 
Das ist unsere Verpflichtung und Aufgabe. Die Verant-
wortung für eine gute Zukunft liegt vor allem in unseren 
Händen. Die Regeln unseres Zusammenlebens bestim-
men wir. In welcher Gesellschaft wir leben wollen, ist 
eine Frage, die sich an uns alle richtet. Und darauf kann 
es nur eine Antwort geben: In unserer Gesellschaft muss 
ein Klima der Toleranz, der Menschlichkeit und des 
gegenseitigen Respekts herrschen. Nur dann können 
Menschen unterschiedlicher Kulturen und Religionen in 
Frieden miteinander leben. Unsere Verfassungsordnung 
ist die Grundlage unseres Zusammenlebens. Sie schließt 
das Bekenntnis zu den unveräußerlichen Menschenrech-
ten, zur Herrschaft des Rechts, zur Gewaltenteilung, zur 
Volkssouveränität und zur repräsentativen Demokratie 
ein.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, von den heute in Deutschland lebenden 
Sinti und Roma sind rund 70.000 deutsche Staatsbürge-
rinnen und Staatsbürger. Sie sind seit 1995 als nationale 
Minderheit anerkannt. Trotz aller Fortschritte sehen sie 
sich aber nach wie vor mit Vorurteilen konfrontiert. Der 
Antiziganismus ist aus Deutschland nicht verschwunden. 
Und das ist besorgniserregend. Vorurteile können eska-
lieren. Der Völkermord an den Sinti und Roma war ein 
schleichender Prozess. An dessen Anfang – lange vor 
1933 – standen Stigmatisierungen, Diskriminierungen, 
Ausgrenzungen und Abschiebungen. Das darf sich nie 
mehr wiederholen. Wehret den Anfängen! Wir müssen 
wachsam bleiben. Bildung und fundierte Kenntnisse über 
politische und geschichtliche Zusammenhänge können 
ein wirksamer Schutz gegen einfache Welterklärungen 
sein. Die Wirklichkeit ist nie schwarz oder weiß. Sie ist 
viel komplexer.

Die Forderung, dass Auschwitz nicht noch ein-
mal sei, ist die allererste an Erziehung.

So schrieb der Philosoph Theodor W. A d o r n o  
1966. Das gilt heute mehr denn je. Und ich füge hinzu, 
indem ich den ersten Absatz des ersten Artikels unseres 
Grundgesetzes zitiere:

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.

Liebe Kollegen und Kolleginnen, bitte erheben Sie 
sich von Ihren Plätzen, um der Opfer nationalsozialisti-
scher Gewalt unter den Sinti und Roma, den Angehörigen 
der Gruppe der Jenischen und anderer Fahrender zu ge-
denken.

(Die Anwesenden erheben sich)
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Ich danke Ihnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten jetzt in die 
offizielle Tagesordnung der entsprechend vielen Punkte, 
die hier aufgestapelt liegen, ein.

Ich darf am Anfang ganz herzlich unserem lieben Kol-
legen Volker B o u f f i e r zum Geburtstag gratulie-
ren. Herzlichen Glückwunsch, lieber Volker!

(Beifall)

Alles Gute, Gottes Segen! Du bist der dienstälteste 
Ministerpräsident Deutschlands. Auf dir ruht eine beson-
dere Verantwortung. Kurz danach kam dann ich.

(Heiterkeit)

Auf mir ruht auch eine Verantwortung, aber deine ist 
größer. Also in diesem Sinne: Alles Gute! Alles das, was 
du dir wünschst, möge in Erfüllung gehen. Im Zusam-
menhang damit der Wunsch, dass die nächsten Tage 
vielleicht etwas mehr Ruhe bringen, trotz aller Turbulen-
zen, die uns die Pandemie doch tagtäglich beschert. 
Wahrscheinlich führt sie uns immer wieder zusammen, 
mindestens durch Telefonschalten und durch weitere 
abgestimmte Entscheidungen. Also nochmals alles Gute!

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 1:
TOP 1

Wahl des Vorsitzenden des Ausschusses für Ver-
teidigung (Drucksache 731/20)

Hier gibt es bisher keine Wortmeldungen. – Das bleibt 
auch so.

Nach Anhörung des betreffenden Ausschusses wird 
vorgeschlagen, Herrn Minister Torsten R e n z (Meck-
lenburg-Vorpommern) zum Vorsitzenden des Ausschus-
ses für das laufende Geschäftsjahr zu wählen.

Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist die klare Mehrheit.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt zu Ende.

Nun habe ich nach § 23 unserer Geschäftsordnung 
noch folgende Änderungen mitzuteilen, die unsere Mit-
gliedschaft betreffen:

Aus der Landesregierung von Mecklenburg-
Vorpommern und damit aus dem Bundesrat ausgeschie-
den ist mit Wirkung vom 18. November 2020 Herr Mi-
nister Lorenz C a f f i e r .

Die Landesregierung hat am 1. Dezember 2020 Herrn 
Minister Harry G l a w e zum Mitglied sowie Herrn 
Minister Thorsten R e n z zum stellvertretenden Mit-
glied des Bundesrates bestellt.

Aus der Landesregierung von Sachsen-Anhalt und 
damit aus dem Bundesrat ausgeschieden ist am 4. De-
zember 2020 Herr Minister Holger S t a h l k n e c h t .

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit den neuen 
Kollegen. Den ausgeschiedenen Mitgliedern danken wir 
für die Zusammenarbeit und wünschen ihnen alles Gute.

Bevor ich mich der weiteren Tagesordnung zuwende, 
möchte ich noch die Tagesordnung in der aktuellen Form 
zur Kenntnis geben. Diese Tagesordnung liegt Ihnen ja 
bisher in vorläufiger Form mit 44 Punkten vor.

Zur Reihenfolge ist Folgendes zu konkretisieren: Nach 
TOP 1 werden die Punkte 38 und 29 – dann auch in die-
ser Reihenfolge – aufgerufen. Nach TOP 10 werden die 
Punkte 30 und 43 – ebenfalls in der genannten Reihen-
folge – behandelt. Im Übrigen bleibt dann aber die Rei-
henfolge unverändert.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das ist 
nicht der Fall.

Dann ist diese festgestellt.

Wir kommen damit zu Tagesordnungspunkt 38:
TOP 38

Gesetz zur Verbesserung der Hilfen für Familien bei 
Adoption (Adoptionshilfe-Gesetz) (Drucksache 
756/20)

Das Gesetz kommt aus dem Vermittlungsausschuss 
zurück.

Zur Berichterstattung erteile ich Herrn Senator 
Dr. Matthias Kollatz aus Berlin das Wort.

Dr. Matthias Kollatz (Berlin), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bundesregie-
rung hat am 2. Dezember 2020 den Vermittlungsaus-
schuss angerufen. Der Vermittlungsausschuss hat am 
10. Dezember getagt und einen Kompromiss erzielt, 
damit das Adoptionshilfe-Gesetz in Kraft treten kann. 

Zur Darstellung: Mit dem Adoptionshilfe-Gesetz sol-
len die Strukturen in der Adoptionshilfe umfassend re-
formiert werden. Ziel ist ein offener Umgang mit der 
Adoption in der Adoptivfamilie. Allen Beteiligten wird 
ein rechtlicher Anspruch auf professionelle Beratung und 
Unterstützung vor, während und nach der Adoption ein-
geräumt. Teilweise wird aber auch eine Pflicht zur Bera-
tung geregelt, wie bei der Stiefkindadoption. Diese neue 
Beratungspflicht bei der Stiefkindadoption ist mit Blick 
auf die gleichgeschlechtlichen Paare auf Kritik gestoßen. 

Bei gemischtgeschlechtlichen Eheleuten stellt sich 
diese Frage nicht. Der Ehemann ist nach den gesetzlichen 
Regelungen automatisch – durch Gesetz – der rechtliche 
Vater des Kindes, selbst wenn er in einem besonderen 
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Fall nicht der biologische Vater sein sollte. Dort gibt es 
keine Stiefkindadoption und auch keine Beratung.

Wenn nun zwei Frauen miteinander verheiratet sind, 
ist das anders. Nur die gebärende Frau ist die Mutter, 
während ihre Ehefrau keine rechtliche Beziehung zum 
Kind hat, auch wenn es in die Ehe geboren wird.

Diese Stiefkindadoption, die dann häufig greift, wird 
durch ein Verfahren vor dem Familiengericht bewirkt. 
Das Familiengericht schaltet das Jugendamt ein. Nun
zusätzlich noch eine Beratungspflicht einzuführen, hätte 
die Ungleichbehandlung von gemischt- und gleichge-
schlechtlichen Ehen weiter vertieft. Dafür gab es im 
Bundesrat keine Mehrheit. Das Adoptionshilfe-Gesetz ist 
rechtlich gesehen ein Zustimmungsgesetz. Es bedarf also 
der Zustimmung sowohl im Bundesrat als auch im Deut-
schen Bundestag.

Der Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages ist 
am 2. Juli 2020 hier im Bundesrat abgelehnt worden. 
Fünf Monate später hat die Bundesregierung den Ver-
mittlungsausschuss angerufen. Das Gesetz enthält ja nicht 
nur die hier nicht mehrheitsfähige Verschärfung aus 
Anlass des Geschlechts der Eheleute, sondern auch er-
hebliche Verbesserungen, die den adoptierten Kindern 
nutzen sollen.

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend legte deshalb einen Kompromissvorschlag 
vor, den der Vermittlungsausschuss in seiner Sitzung am 
10. Dezember 2020 beraten und beschlossen hat. Danach 
soll eine Beratungspflicht nicht bestehen, wenn ein Kind 
in eine bestehende Ehe oder verfestigte Partnerschaft 
hineingeboren wird. Das heißt also, es soll keine Pflicht 
zur zusätzlichen Beratung geben, wenn der annehmende 
Elternteil zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes mit dem 
leiblichen Elternteil des Kindes verheiratet ist oder in 
einer verfestigten Lebensgemeinschaft in einem gemein-
samen Haushalt lebt.

Es bleibt dabei, dass das Familiengericht eine Stief-
kindadoption aussprechen muss. Das Jugendamt wird 
also weiterhin beteiligt. Eine zusätzliche Äußerung der 
Adoptionsstelle ist dann im Sinne dieses Kompromisses 
nicht mehr vorgesehen. 

Das Gesetz kann in Kraft treten zum 1. April 2021. 
Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf entspre-
chend dem Beschluss des Vermittlungsausschusses in der 
geänderten Fassung gestern, am 17. Dezember 2020, 
angenommen. Er liegt auch auf den Pulten aus. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der im 
Vermittlungsausschuss erzielte gute Kompromiss soll das 
Leben von adoptierten Kindern verbessern – das hat mit 
dem Geschlecht der sozialen Eltern nichts zu tun. Eine
vollständige Gleichbehandlung gleichgeschlechtlicher 
und gemischtgeschlechtlicher Ehen ist nicht vorgesehen. 
Das stand auch nicht im Zentrum dieser Gesetzesinitiati-

ve. Aber – und das ist jetzt das Ergebnis des Kompromis-
ses – die Ungleichbehandlung wird eben auch nicht wei-
ter vertieft, und somit wird ein ungewollter Nebeneffekt 
vermieden. 

Als Berichterstatter für den Vermittlungsausschuss 
danke ich den Kolleginnen und Kollegen für die guten 
Beratungen. Bitte stimmen Sie dem Gesetz zu. – Vielen 
Dank.

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzlichen Dank, 
Herr Senator Kollatz!

Als Nächster spricht zu uns Herr Senator Dr. Behrendt 
aus Berlin.

Dr. Dirk Behrendt (Berlin): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Liebe Anwesende! 
Liebe Bundesregierung, warum eigentlich nicht gleich 
so? Vor etwas mehr als fünf Monaten diskutierten wir in 
diesem Haus schon einmal den Entwurf des Adoptions-
hilfe-Gesetzes. Damals war klar: Dem ursprünglichen 
Entwurf konnten wir nicht zustimmen, er wird im Bun-
desrat keine Mehrheit finden. Der damalige Entwurf der 
Bundesregierung hätte die Diskriminierung von lesbi-
schen Paaren bei der Stiefkindadoption zementiert. Er sah 
bei einer Stiefkindadoption eine verpflichtende Beratung 
durch die Adoptionsvermittlungsstellen vor.

Meine Damen und Herren, wenn zwei Frauen in einer 
Beziehung leben und ein Kind bekommen, dann ist das 
etwas Wunderbares. Dann sollte der Staat diesen Men-
schen den roten Teppich ausrollen, gerade wenige Tage 
vor Weihnachten – wir haben ja in den letzten Tagen 
häufiger gehört, dass Weihnachten ein Familienfest ist. 
Stattdessen legte die Bundesregierung mit der ursprüngli-
chen Fassung des Gesetzes den lesbischen Paaren Steine 
in den Weg. Eine verpflichtende Beratung wäre aus 
queer- und auch aus frauenpolitischer Sicht geradezu 
absurd gewesen. Daher war es gut und richtig, dass wir 
hier die Notbremse gezogen haben.

Vor fünf Monaten habe ich an dieser Stelle gesagt, der 
Bundesrat sei einmal mehr gefragt, als queerpolitisches 
Korrektiv zur Bundesregierung zu handeln. Vor fünf 
Monaten hat der Bundesrat die Chance zum queerpoliti-
schen Fortschritt genutzt. Oder anders formuliert: Es hat 
sich gelohnt, mit dem Gesetz noch einmal eine Runde 
durch den Vermittlungsausschuss zu drehen, denn der 
Vermittlungsausschuss schlägt nun eine gute Lösung vor.

Der Vermittlungsausschuss schlägt vor, Ausnahmen 
von der Beratungspflicht bei der Stiefkindadoption zu 
ermöglichen. Danach besteht keine Beratungspflicht, 
wenn der annehmende Elternteil zum Zeitpunkt der Ge-
burt des Kindes mit dem leiblichen Elternteil des Kindes 
verheiratet ist oder in einer verfestigten Lebensgemein-
schaft in einem gemeinsamen Haushalt lebt. Auf die Ehe 
kommt es also nicht entscheidend an.
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Außerdem konnten wir an einer weiteren Stelle als 
queerpolitisches Korrektiv zur Bundesregierung einen 
Erfolg verzeichnen, denn der ursprüngliche Gesetzent-
wurf legte lesbischen Paaren einen weiteren Stein in den 
Weg, statt ihnen den roten Teppich auszurollen: Das im 
Bundesrat gescheiterte Gesetz sah vor, dass bei einer 
Stiefkindadoption das Jugendamt und die Adoptionsver-
mittlungsstelle zu beteiligen sind. Das Verfahren wäre 
also unnötig verkompliziert worden. Jetzt bleibt es dabei: 
entweder Adoptionsvermittlungsstelle oder Jugendamt.

Meine Damen und Herren, gemeinsam mit den ande-
ren Bundesländern, beispielhaft sei hier der Kollege 
Lucha aus Baden-Württemberg genannt, konnten wir 
einen queer- und frauenpolitischen Rückschlag verhin-
dern. Die Steine, die die Bundesregierung den lesbischen 
Paaren der Bundesrepublik in den Weg gelegt hat, konn-
ten wir beiseiteschaffen. Und ich freue mich, dass die 
Bundesregierung hier auch auf die Länder zugegangen 
ist. Es blieb ihr auch kaum etwas anderes übrig.

Eine Frage bleibt jedoch offen: Warum nicht gleich 
so? Dieses Ergebnis hätten wir schon deutlich früher 
haben können. Ganz offensichtlich gab es in der Bundes-
regierung innerhalb der Koalition noch erheblichen Ab-
stimmungsbedarf. Das zeigt allein der Umstand, dass es 
doch eine längere Zeit gedauert hat, bis der Vermitt-
lungsausschuss angerufen wurde. Ich muss Ihnen ehrlich 
sagen: Ich finde es schade, dass die Bundesregierung 
vom Bundesrat zu einer progressiven Gleichstellungspo-
litik getrieben werden muss. Vielmehr würde ich mir 
wünschen, dass die Bundesregierung selbst die Initiative 
ergreift. Ich würde mir wünschen, dass die Bundesregie-
rung selbstbewusst und tatkräftig voranschreitet, wenn es 
darum geht, die Rechte von Lesben, von Schwulen, von 
bisexuellen, von trans- und intergeschlechtlichen Men-
schen zu stärken.

Meine Damen und Herren, ich habe eben gesagt, der 
Bundesrat hat mit seinem Nein im Sommer die Chance 
für einen queerpolitischen Fortschritt genutzt. Wenn wir 
den queerpolitischen Fortschritt fortsetzen wollen, dann 
müssen wir auch auf das Abstammungsrecht schauen. 
Daran führt nach meiner Überzeugung kein Weg vorbei, 
denn es gibt vielfältige Familienkonstellationen in 
Deutschland, die über das klassische, traditionelle Mut-
ter-Vater-Kind-Modell, was im Kopf des einen oder 
anderen immer noch vorherrschend ist, hinausgehen. 
Regenbogenfamilien sind Teil unserer Lebenswirklich-
keit, und der Bundesgesetzgeber darf die Augen vor 
dieser Lebenswirklichkeit nicht weiter verschließen. 
Daher ist auch eine Reform des Abstammungsrechts 
dringend erforderlich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute gilt es aber 
erst einmal, sich zu freuen. Es geht darum, dass das 
Adoptionsrecht jetzt eine gute Lösung enthält, die der 
Vermittlungsausschuss hier hervorgebracht hat. Daher 
werbe ich um Ihre Zustimmung. – Herzlichen Dank.

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzlichen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz aufgrund des 
Einigungsvorschlags des Vermittlungsausschusses geän-
dert. Wer stimmt dem Gesetz in dieser Fassung zu? –
Das ist die Mehrheit.

Damit ist so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 29:
TOP 29

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 
2021) (Drucksache 744/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Da weder eine Ausschussempfehlung noch ein Lan-
desantrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vorliegt, stelle ich fest, dass zu dem Gesetz der Vermitt-
lungsausschuss n i c h t angerufen wird.

Wir kommen zur Grünen Liste: Zur gemeinsamen 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 der Geschäftsordnung 

rufe ich die in dem Umdruck 10/20201 zusammenge-
fassten Beratungsgegenstände auf. Es sind dies die Ta-
gesordnungspunkte:

2, 3, 6 bis 9, 11, 14 bis 17, 22 bis 28, 33 und 35.

Wer den Empfehlungen und Vorschlägen folgen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen.

Es ist einstimmig so beschlossen.

Eine Erklärung zu Protokoll2 haben abgegeben: zu 
Punkt 2 Herr Minister Professor Dr. Hoff (Thüringen) 
und zu Punkt 6 Frau Ministerin Keding (Sachsen-
Anhalt) sowie Herr Minister Professor Dr. Hoff (Thü-
ringen). – Das kann alles nachgelesen werden.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4:
TOP 4

Gesetz zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung 
und Pflege (Gesundheitsversorgungs- und Pflege-
verbesserungsgesetz – GPVG) (Drucksache 717/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Je eine Erklä-

rung zu Protokoll3 abgegeben haben Herr Staatsminis-
ter Dr. Herrmann (Bayern), Herr Minister Glawe
(Mecklenburg-Vorpommern) und Herr Minister 
Dr. Buchholz (Schleswig-Holstein).

1 Anlage 1
2 Anlagen 2 bis 4
3 Anlagen 5 bis 7
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Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor.

Der Gesundheitsausschuss empfiehlt die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses aus mehreren Gründen. Ich 
frage daher zunächst, wer der Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses dem Grunde nach zustimmt. Ich bitte 
um Ihr Handzeichen. – Das ist eine kleine Minderheit.

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsausschuss
n i c h t angerufen.

Wir haben noch über eine empfohlene Entschließung 
abzustimmen. Bitte Ihr Handzeichen für:

Ziffer 6! – Mehrheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst.

Tagesordnungspunkt 5:
TOP 5

Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesmeldege-
setzes (2. BMGÄndG) (Drucksache 718/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-

rung zu Protokoll1 hat Minister Dr. Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen) abgegeben.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen sowie ein Landesantrag vor.

Wer entsprechend der Empfehlung des Innenausschus-
ses dem Gesetz zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist einstimmig.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Wir haben noch über den Entschließungsantrag in 
Drucksache 718/1 abzustimmen. Ihr Handzeichen bitte! –
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10:
TOP 10

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 19. Februar 
2013 über ein Einheitliches Patentgericht (Druck-
sache 723/20)

Keine Wortmeldungen. – Eine Erklärung zu Proto-

koll2 hat Staatsminister Dr. Herrmann (Bayern) abge-
geben.

Wir kommen zur Abstimmung.

1 Anlage 8
2 Anlage 9

Nach Artikel 23 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit 
Artikel 79 Absatz 2 des Grundgesetzes ist die Zustim-
mung von zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates 
erforderlich; das sind mindestens 46 Stimmen.

Wer dem Gesetz zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Es ist Einstimmigkeit festgestellt; 
alle Länder sind dafür.

Damit stelle ich fest, dass der Bundesrat dem Gesetz
einstimmig zugestimmt hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 30:
TOP 30

Gesetz zur Verbesserung des Vollzugs im Arbeits-
schutz (Arbeitsschutzkontrollgesetz) (Drucksache 
745/20)

Wir haben zwei Wortmeldungen: Herr Minister 
Laumann aus Nordrhein-Westfalen, anschließend spricht 
Herr Bundesminister Heil vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, der sich schon die ganze Zeit darauf 
freut, aber erst mal Herrn Laumann zuhören möchte.

Karl-Josef Laumann (Nordrhein-Westfalen): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
genau drei Monaten, am 18. September, stand ich hier an 
dieser Stelle und habe ausgeführt, wie wichtig der Ar-
beitsschutz ist. Wie unverzichtbar er gerade in dieser Zeit 
ist.

Die Pandemie hat uns die Defizite im Arbeitsschutz in 
bestimmten prekären Bereichen, wie zum Beispiel der 
Fleischwirtschaft, schonungslos vor Augen geführt. 
Gleichzeitig hat sie die Bedeutung des Arbeitsschutzes 
für unsere Gesellschaft deutlich gemacht.

Wir müssen handeln. Wir müssen den Arbeitsschutz in 
Deutschland stärken, wenn wir dem Ziel einer sicheren 
und gesunden Arbeitswelt jetzt und insbesondere in der 
Zukunft gerecht werden wollen.

Mit dem Arbeitsschutzkontrollgesetz, das wir heute 
beraten, werden zwei große und gleichwertige Ziele ver-
folgt: die Stärkung des Arbeitsschutzes und die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten in der 
Fleischindustrie.

Um den Arbeitsschutz zu stärken, braucht es eine gut 
aufgestellte Arbeitsschutzaufsicht. Sie überwacht die 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zur Sicher-
heit und zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz in den 
Betrieben. Aber die Wahrheit ist: Die Präsenz der staatli-
chen Arbeitsschutzaufsicht in den Betrieben ist seit Jah-
ren in ganz Deutschland rückläufig. Jahrelang praktizier-
ter Personalabbau hat zu der Situation geführt, dass der 
Arbeitsschutz in vielen Regionen unseres Landes keine 
Schlagkraft mehr hat.
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Durch die Einführung einer Mindestbesichtigungsquo-
te im Arbeitsschutzgesetz soll die abnehmende Kontroll-
dichte im Arbeitsschutz gestoppt und schrittweise eine 
deutliche Steigerung bei den Betriebsbesichtigungen 
erreicht werden.

2019 hat die Arbeits- und Sozialministerkonferenz die 
Einführung einer jährlichen Mindestbesichtigungsquote 
von 5 Prozent der Betriebe pro Land bis 2026 einstimmig 
beschlossen. Dies wird jetzt mit dem Arbeitsschutzkon-
trollgesetz rechtlich verbindlich verankert.

Darüber hinaus sind weitere Maßnahmen zur Stärkung 
der Aufsicht vorgesehen, zum Beispiel eine deutliche 
Erhöhung des Bußgeldrahmens im Arbeitsschutzrecht, 
klare Regelungen für den Datenaustausch zwischen Un-
fallversicherungsträgern – also den Berufsgenossenschaf-
ten – und der staatlichen Arbeitsschutzaufsicht und er-
weiterte Zutritts- und Überwachungsrechte für Sammel-
unterkünfte von Beschäftigten.

Es ist vielen, aber längst noch nicht allen klar, dass der 
Arbeitsschutz der Motor für sichere und gesunde Ar-
beitsbedingungen ist. Und wenn wir diesen Motor nicht 
ans Laufen bekommen, dann verbessert sich in dieser 
Situation überhaupt nichts. Mit dem Arbeitsschutzkon-
trollgesetz wird der Arbeitsschutz insgesamt und damit 
die Gesundheit der Beschäftigten gestärkt.

Das zweite wichtige Ziel des Gesetzes ist das Beenden 
des Prinzips der systematischen Verantwortungslosigkeit 
im Kernbereich der Fleischwirtschaft und der damit ver-
bundenen katastrophalen Zustände.

Es war absehbar, dass ein Gesetzentwurf mit diesem 
Ziel nicht ohne Widerstände bis hierher kommen wird. 
Das Gesetz sieht in diesem Bereich eine weitgehende 
strukturelle Änderung vor, nämlich das Verbot der 
Werkverträge und die sehr starke Einschränkung der 
Möglichkeiten der Leiharbeit in den Bereichen der 
Fleischverarbeitung.

Es hätte unter Umständen gar nicht so weit kommen 
müssen, dass wir uns hier gezwungen sehen, den kranken 
Zahn an der Wurzel zu packen. Werkverträge wie auch 
Leiharbeit sind sehr wichtige Elemente des Arbeitsmark-
tes und arbeitsteiliger Wirtschaft. Da sind wir uns sicher-
lich alle einig. Aber wir sind gegen den Missbrauch von 
Werkverträgen und Leiharbeit, vor allen Dingen in orga-
nisierter Form.

Ich möchte uns alle gemeinsam noch einmal daran er-
innern: Nach Einführung diverser neuer gesetzlicher 
Regelungen in den letzten Jahren haben wir durch Über-
wachungsaktionen erneut feststellen müssen, dass sich in 
diesem Wirtschaftsbereich an den Missständen nichts 
geändert hat und Gespräche mit denjenigen, die diese 
Verantwortungslosigkeit systematisch vorangetrieben 
haben, überhaupt keine Wirkung gezeigt haben. Daher ist 
es richtig, dass der Gesetzgeber jetzt ein deutliches Zei-

chen setzt und entsprechende Regelungen gesetzlich 
verankert.

Ich möchte Ihnen gerne noch einmal den Grundsatz 
vor Augen führen, um den es hier geht: Es geht um die 
Etablierung eines verlässlichen Mindestmaßstabs an 
menschengerechter Arbeitsgestaltung in einem industriel-
len Bereich in Deutschland, in dem die Arbeitsbedingun-
gen der Beschäftigten mangelhaft, aus meiner Sicht sogar 
menschenunwürdig gestaltet sind.

Die Diskussionen über dieses Gesetz in den letzten 
Wochen kann ich nicht in allen Bereichen wirklich nach-
vollziehen. Eine Studie des WSI zeigt ganz deutlich: Im 
Vergleich mit anderen europäischen Ländern setzt die 
Fleischindustrie in Deutschland auf das Geschäftsmodell 
des Billiglohns. Wir liegen bei den Arbeitskosten nicht 
nur weit hinter dem vorbildlichen Dänemark. Wir liegen 
mit unseren bescheidenen 31.700 Euro pro Beschäftigtem 
auch deutlich hinter den Niederlanden und Frankreich, 
bei denen die Arbeitskosten 15.000 bis 20.000 Euro pro 
Beschäftigtem höher liegen als bei uns. Wir werden aus 
diesen Ländern wegen des Lohndumpings in der deut-
schen Schlachtwirtschaft ja auch kritisiert.

Und da frage ich mich schon, warum wir in Deutsch-
land es nicht schaffen, Beschäftigten, die sich jeden Tag 
von früh bis spät dicht an dicht mit Hunderten in eine 
Halle stellen, bei extremer Kälte Tonnen von Fleisch 
bewegen und scharfe Messer verwenden, gute Arbeitsbe-
dingungen zu ermöglichen. Warum wir es nicht schaffen, 
saubere und sichere Unterkünfte für diese Menschen 
bereitzustellen. Ich für meinen Teil weiß nicht, wie ich 
einen Arbeitsunfall durch Übermüdung oder zu geringen 
Abstand wissentlich verantworten kann. Wir sprechen 
alle über das Tierwohl beim Kauf von Fleisch, aber das 
Wohl der Beschäftigten, die das Fleisch für uns zerlegen, 
sollte uns gleichermaßen am Herzen liegen. Umso er-
leichterter bin ich nun über den Konsens, den wir ge-
meinsam gefunden haben.

Wir machen uns übrigens in Nordrhein-Westfalen –
gemeinsam mit der Regionaldirektion der Bundesagentur 
für Arbeit – auch Gedanken darüber, wie die Fleischin-
dustrie offizielle Strukturen der europäischen Arbeits-
kräftevermittlung gezielt nutzen kann. Wir wissen, dass 
die Arbeitskräfte gebraucht werden, sind aber überzeugt: 
Es geht auch anders, es geht auch fair. Wir beschränken 
uns also nicht auf ein Verbot, sondern schaffen auch 
Alternativen. Davon profitieren alle Seiten.

Das vorliegende Gesetz greift aus meiner Sicht viele 
wichtige und überfällige Punkte auf:

Durch das Verbot der Werkverträge im Bereich 
Schlachtung, Zerlegung und Verarbeitung wird der Weg 
für ein normales Beschäftigungsverhältnis mit men-
schengerechten Arbeitsbedingungen in der Fleischindus-
trie freigemacht.
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Die Leiharbeit in der Fleischverarbeitung – also zum 
Beispiel in der Wurstproduktion – wird unter bestimmten 
Voraussetzungen – Tarifvorbehalt – zunächst für die 
Abdeckung von Produktionsspitzen bis April 2024 weiter 
ermöglicht.

Das mittelständische Fleischerhandwerk wurde rich-
tigerweise von den oben genannten Verboten ausgenom-
men.

Darüber hinaus begrüße ich es ausdrücklich, dass die 
Forderungen aus Nordrhein-Westfalen zur elektronischen 
und fälschungssicheren Arbeitszeiterfassung umgesetzt 
wurden. Denn das schafft Transparenz und lässt Überprü-
fungen mit einem angemessenen Aufwand zu.

Und es ist ja nicht so, dass wir untätig waren und keine 
Gespräche mit den Inhabern von großen Betrieben in der 
Fleischindustrie aus NRW geführt haben. Wir haben auch 
das Thema digitale Arbeitszeiterfassung angesprochen. 
Dass wir sie brauchen. Reaktion: keine Bereitschaft. Da 
haben mein Kollege Pinkwart und ich eindrücklich die 
Uneinsichtigkeit zu spüren bekommen. Und deswegen 
bin ich froh, wenn das nun gesetzlich geregelt wird.

Im Zuge der Pandemiebekämpfung konnte ich den 
Arbeitsschutz erstmalig großflächig in die Wohnungen 
der Werkvertragsbeschäftigten schicken. Was ich da 
ansehen musste, ist fern meiner Vorstellung von einer 
guten Unterkunft. Aus diesem Grunde begrüße ich es nun 
auch, dass in der Arbeitsstättenverordnung Mindestan-
forderungen an die Unterbringung in Gemeinschaftsun-
terkünften branchenübergreifend festgeschrieben werden.

Ich muss an dieser Stelle betonen: Alle diese Regelun-
gen für menschengerechte Arbeitsgestaltung, für die wir 
uns hier nun starkmachen, sind in anderen Branchen 
alltäglich und hier längst überfällig. Jeder Beschäftigte in 
Deutschland hat ein Recht auf gute Arbeitsbedingungen. 
Von Mindeststandards sind wir allerdings in der Fleisch-
industrie weit entfernt. Das dürfen wir schlicht und er-
greifend nicht länger dulden.

Ich bin mir sicher, dass das Gesetz viele Probleme lö-
sen wird, die wir seit Jahren mit den unterschiedlichsten 
Maßnahmen nicht gelöst bekommen haben. Wir wissen, 
dass viele Arbeitgeber sich vorbildlich für gute Arbeits-
bedingungen einsetzen. Das geht weit über die Regelun-
gen hinaus, die dieses Gesetz umfasst. Aber es gibt eben 
auch die anderen. Und da müssen wir jetzt gesetzlich 
nachsteuern.

Wenn wir zu keiner Regelung kommen, profitieren 
ausschließlich diejenigen davon, die sich trotz der be-
kanntgewordenen Missstände weiter gegen jede Verbes-
serung in der Fleischwirtschaft sperren. Und es werden 
sich dann diejenigen durchsetzen, für die „sichere Ar-
beitsbedingungen“ und „menschengerechte Arbeitsgestal-
tung“ leider Fremdwörter sind.

Ich will an dieser Stelle sagen, dass ich sehr hoffe, 
dass die Fleischindustrie in Deutschland das, was hier 
heute passiert – dass dieses Gesetz wahrscheinlich ein-
stimmig verabschiedet wird –, als Warnschuss versteht. 
Ich habe diese Debatte viele Jahre verfolgt:

Wir haben einen Mindestlohn eingeführt. Die Antwort 
der Fleischwirtschaft in Deutschland war die Einführung 
des Messergeldes, um den Mindestlohn nicht auszube-
zahlen. Das haben wir alle gewusst.

Um das zu verbieten, hat der Bundestag vor der letzten 
Bundestagswahl die GSA Fleisch beschlossen. Da ist 
auch eingeführt worden, dass die Arbeitszeiten dokumen-
tiert werden müssen. Die Antwort der Fleischwirtschaft 
war: Arbeitszeiten sind in einer Zettelwirtschaft doku-
mentiert worden, die man nicht nachverfolgen kann, um 
keine Transparenz bei der Kontrolle der Mindestlöhne 
möglich zu machen.

Und da reden wir nicht über Klitschen. Wir reden über 
Betriebe mit 6.000 bis 7.000 Mitarbeitern auf einer Par-
zelle. Es ist in diesem Land möglich, 6.000 Leute in 
einem Schlachtbetrieb zu beschäftigen ohne Betriebsrat, 
ohne Tarifvertrag. Sie werden organisiert wie Start-ups. 
Das alles ist gemacht worden. Sie haben in Wahrheit all 
die Jahre uns als Gesetzgeber mit dem Nasenring durch 
die Manege geführt. Und zumindest diejenigen, die sich 
in diesen Bereichen auskannten, haben es gewusst. Das 
war ja schon vor der Pandemie so.

Ich hoffe, dass dieses Gesetz dazu führt, dass die Ver-
antwortlichen in der deutschen Fleischindustrie, insbe-
sondere in der Schlachtindustrie, begreifen, dass sie sich 
an mitteleuropäische Standards gewöhnen müssen, auch 
was die Würde des Menschen am Arbeitsplatz angeht. 
Auch dann, wenn die Menschen aus Osteuropa kommen.

Der zweite Punkt, den ich hier klar sagen will, ist: 
Lieber Bundesarbeitsminister, lieber Hubertus, herzlichen 
Dank auch für die Zusammenarbeit in den letzten Mona-
ten! Es ist ja klar: Wenn man sich mit einer solchen 
Branche anlegt, legt man sich mit Leuten an, die sich 
wehren, die verschiedene Interessen ins Feld führen wie 
den Grundsatz: Wir können doch keine Werkverträge 
verbieten! Ich bin froh, dass diese Widerstände überwun-
den werden konnten, dass wir heute zur Verabschiedung 
dieses Gesetzes kommen und dass es auch im Bundesrat 
mit, wie ich gehört habe, wahrscheinlich Einstimmigkeit 
verabschiedet wird. Das macht sehr deutlich, dass uns 
Bundesländern als Gesetzgeber, die wir die Verantwor-
tung für den Arbeitsschutz haben, sehr bewusst ist, dass 
es in der Schlachtwirtschaft in Deutschland so schlicht 
und ergreifend nicht weitergehen kann.

Ich glaube, dass feste Arbeitsverträge dazu führen 
werden, dass die Menschen nicht mehr so viel Angst 
haben. Dass sie sich auch einmal gewerkschaftlich orga-
nisieren. Dass sie tun, was in einem Industriebetrieb 
normal ist: einen Betriebsrat wählen. Dass sich darüber 
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hinaus in einem mittelfristigen Zeitraum die Arbeitsbe-
dingungen in der nordrhein-westfälischen und in der 
gesamten deutschen Fleischwirtschaft so entwickeln, wie 
wir es von industriellen Arbeitsplätzen gewohnt sind: 
dass es sich um faire Arbeitsbedingungen handelt, dass es 
sich um vernünftige Löhne handelt, die fair ausgehandelt 
werden. Und dass wir damit einen Beitrag zur Akzeptanz 
von Fleisch in der deutschen Gesellschaft leisten.

Ich komme aus dem Münsterland. Nirgendwo ist die 
Landwirtschaft so stark wie dort oder im Emsland. Aber 
ich sage Ihnen: Dass es Akzeptanz gibt, wie wir das ma-
chen, ist für die fleischproduzierende Landwirtschaft 
besonders wichtig. Die Pandemie hat auch gezeigt, dass 
es gut ist, dass es Versorgungsbereiche gibt, in denen wir 
unabhängig sind zumindest von Ländern, die weit von 
uns entfernt sind. – Schönen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzlichen Dank,
Herr Minister Laumann!

Jetzt spricht zu uns Herr Bundesminister Heil.

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les: Sehr geehrter Herr Bundesratspräsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Bundesratspräsident 
hat eingangs in anderem Zusammenhang Artikel 1 des 
Grundgesetzes zitiert:

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.

Der Grund, warum wir in dieser Pandemie die Ge-
sundheit und das Leben von Menschen großschreiben,
dafür als Gesamtstaat, als Bundesstaat kämpfen, ergibt 
sich nach meiner festen Überzeugung auch aus Artikel 1, 
nämlich dem Recht auf Leben, und aus der Verpflich-
tung, die Gesundheit zu schützen.

Meine Damen und Herren, Kollege Laumann hat es 
eben gesagt: Arbeitsschutz ist Gesundheitsschutz. Wir in 
Deutschland haben das in der Pandemie auf positive 
Weise bewiesen. Wir haben unmittelbar nach Ausbruch 
der Pandemie die Arbeitsschutzstandards angepasst, um 
zu verhindern, dass der Arbeitsplatz zum massiven Infek-
tionsherd wird.

Ich will sagen, dass ich als Arbeitsminister froh bin, 
dass wir trotz dieser Katastrophe so etwas wie Arbeits-
schutz haben. Das ist vor der Pandemie ja zum Teil ins 
Lächerliche gezogen worden. Es ist über Arbeitsschutz 
diskutiert worden im Sinnzusammenhang mit der Größe 
von Teeküchen oder der Frage, ob man Paternoster be-
nutzen kann. Nein, meine Damen und Herren, es ist we-
sentlich, dass wir in diesem Land Arbeitsschutz haben 
und ein Arbeitsschutzsystem, um das uns dem Grunde 
nach andere Länder der Welt beneiden. Und dass die 
Sozialpartner, die gesetzliche Unfallversicherung, die 

Berufsgenossenschaften, die Arbeitsschutzbehörden der 
Länder mitgeholfen haben, die Covid-19-Arbeits-
schutzstandards in Betrieben und Verwaltung umzuset-
zen, wo immer es geht, ist ein ganz wichtiges Zeichen.

Wir haben aber auch erlebt – jetzt kommt wieder das 
alte Bild vom Brennglas der Krise –, dass wir in dieser 
Pandemie im Guten wie im Schlechten sehen, was vorher 
schon in unserem Land los war. Kollege Laumann hat 
auch da recht: Die Verhältnisse in der Fleischindustrie 
waren schon vor Corona ein Skandal. Ich will es deutlich 
sagen: Es ist eigentlich eine Schande, dass es dieser Ka-
tastrophe bedurfte, dass wir jetzt die politischen Mehrhei-
ten zusammenbekommen, um in dieser Industrie dem 
Grunde nach aufzuräumen. Es hat nicht an Versuchen 
gemangelt, da aufzuräumen.

(Karl-Josef Laumann [Nordrhein-Westfalen]: So 
ist es!)

Meine Amtsvorgängerin Andrea N a h l e s hat 2017 
Gesetzesvorschläge gemacht. Übrigens – das will ich an 
dieser Stelle sagen – unterstützt durch einen nordrhein-
westfälischen CDU-Abgeordneten, nämlich Kollegen 
Karl S c h i e w e r l i n g . Auch er hatte den Mut, sich 
mit dieser milliardenschweren Branche anzulegen.

Wir haben dann immer zwei Dinge erlebt: Wenn
– zum einen – ein scharfes Gesetz vorgeschlagen wurde, 
sind die Lobbyisten aus den Löchern gekrochen, haben 
auch Abgeordnete unter Druck gesetzt, einige auch über-
zeugt, um möglichst scharfe Gesetze abzuschleifen. Oder, 
wenn einmal ein scharfes Gesetz durchgekommen ist, um 
mit neuen Konstruktionen von Sub-, Sub-, Subunterneh-
merei Verantwortung zu delegieren oder organisierte 
Verantwortungslosigkeit weiter betreiben zu können.

2017 ist mit der GSA Fleisch in dieser Branche die 
Nachunternehmerhaftung für Sozialversicherungsbeiträge 
eingeführt worden, um den Missbrauch von Werkverträ-
gen möglichst zu unterbinden. Aber wir haben erlebt, 
dass die Branche findig genug war, neue Wege zu finden, 
dass sich der Missbrauch wie Wasser einen neuen Weg 
gesucht hat.

Ich bin also froh, dass wir es mit dem Arbeitsschutz-
kontrollgesetz jetzt geschafft haben, in der Branche 
grundlegend aufzuräumen. Das ist auch notwendig.

Wir müssen aufräumen, weil es nicht angeht, dass in 
diesem Land Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
– reden wir offen: vor allem aus Rumänien und Bulgari-
en – ausgebeutet werden. Die Arbeitnehmerinnen- und 
Arbeitnehmerfreizügigkeit ist eine große Errungenschaft 
in Europa, eine große Freiheit, von der wir wirtschaftlich 
tatsächlich profitieren. Aber sie darf nicht zum Miss-
brauch von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern füh-
ren.
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Wir haben in der Pandemie erlebt, dass es im Frühjahr 
und im Sommer massenhafte Ausbrüche von Infektions-
geschehen gegeben hat in Schleswig-Holstein, in Baden-
Württemberg, in Niedersachsen, ganz prominent in Nord-
rhein-Westfalen, mit dem Ergebnis, dass aus diesem 
ausbeuterischen System ein allgemeines Gesundheitsrisi-
ko geworden ist. Mit dem Ergebnis, dass schon im Som-
mer Teile der Bevölkerung wieder in Lockdown-
Maßnahmen gehen mussten, weil das Pandemiegesche-
hen ein allgemeines Gesundheitsrisiko geworden ist. Die 
öffentliche Diskussion ist mir noch lebhaft in Erinnerung.

Deshalb hat die Bundesregierung relativ schnell Eck-
punkte für ein Arbeitsschutzkontrollgesetz auf den Weg 
gebracht und im Sommer den Gesetzentwurf beschlossen. 
Er ging in die erste Lesung des Bundestages, und es hat 
geraume Zeit gedauert, bis wir ihn in zweiter und dritter 
Lesung abschließen konnten. Denn der gleiche Mecha-
nismus, wie wir ihn vorher in dieser Branche erlebt ha-
ben, hat wieder eingesetzt: Diejenigen, die es gewohnt 
waren, die Interessen ihrer milliardenschweren Branche 
zu vertreten, haben versucht, dieses Gesetz auch noch mit 
den absurdesten Instrumenten nicht nur zu verwässern, 
sondern möglichst aufzuhalten. Dass dies nicht gelungen 
ist, dafür bin ich denjenigen im Bundestag, die zuge-
stimmt haben – alle Fraktionen bis auf zwei –, sehr dank-
bar. Ich bin auch dem Bundesrat dankbar, dass sich of-
fensichtlich eine sehr große Mehrheit – vielleicht sogar 
Einstimmigkeit – abzeichnet.

Worum geht es im Einzelnen?

Es geht darum, dass wir Recht und Ordnung am Ar-
beitsmarkt durchsetzen wollen mit Maßnahmen, die in 
diesem Gesetz auch über die Fleischbranche hinausge-
hen. Das betrifft:

Erstens dafür zu sorgen, dass Regeln durchgesetzt und 
kontrolliert werden können.

Kollege Laumann, ich bin Ihnen dankbar für die Of-
fenheit, in der Sie darüber gesprochen haben, dass Ar-
beitsschutzbehörden in den letzten Jahren in der Regel als 
Landesbehörden nicht die Toppriorität waren, um es ganz 
freundlich zu formulieren. Die Kontrollen in den Unter-
nehmen waren derart ausgedünnt, dass es vor allen Din-
gen für gefahrgeneigte Branchen geradezu eine Einla-
dung war, sich nicht an Regeln zu halten. Dass wir jetzt 
verpflichtende Prüfquoten einführen, ist Ergebnis einer 
Verabredung zwischen Bund und Ländern schon vor der 
Pandemie gewesen. Ungefähr vor einem Jahr haben wir 
das in der Arbeits- und Sozialministerkonferenz bespro-
chen. Wir setzen es damit um. Meine Bitte ist, nicht den 
Wettbewerb um den niedrigsten Kontrollstandard in den 
Blick zu nehmen, sondern angesichts dieser Lehre, die 
wir aus der Corona-Krise ziehen müssen – einer grundle-
genden Lehre –, mitzuhelfen, dass wir das entsprechende 
Personal haben, um diese Kontrollen durchzuführen.

Ich sage Ihnen zu, dass wir als Bund darauf achten 
werden, dass andere Behörden, die in einem Sinnzusam-
menhang stehen – zum Beispiel der Zoll, aber auch die 
Berufsgenossenschaften und die Bundesagentur für Ar-
beit –, mit Ihren Arbeitsschutzbehörden zukünftig besser 
und intensiver zusammenarbeiten, damit wir gemein-
schaftlich für den Arbeitsschutz eintreten.

Zweitens: Wir beenden den Betrug an Beschäftigten, 
indem wir eine verpflichtende digitale Arbeitszeitauf-
zeichnung manipulationssicher in der Fleischindustrie 
vorschreiben.

Drittens: Wir sorgen für menschenwürdige Unterkünf-
te – übrigens nicht nur in der Fleischindustrie. Wir legen 
fest, dass es klare Standards gibt, die auch kontrolliert 
werden.

Übrigens auch in anderen Bereichen. Ich will einmal 
ganz offen ansprechen: Bei allem Respekt vor den Inte-
ressen der Landwirtschaft und in der Annahme, dass die 
meisten mit ihren Beschäftigten anständig umgehen, 
müssen wir auch bei den Saisonarbeitskräften in der 
Landwirtschaft hingucken. Ich habe erlebt, dass in dieser 
Pandemie massiv dafür geworben wurde, dass wir be-
stimmte Dinge liberalisieren, in der akuten Situation des 
Frühjahrs dafür sorgen, dass wir genug Kräfte zum Spar-
gelstechen haben oder in der Weinlese. Das ist alles in 
Ordnung. Aber ich habe manchmal das Gefühl, dass über 
die Menschen, die da arbeiten, so gesprochen wird, als 
seien das Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zweiter 
Klasse. Das sind auch Menschen. Nicht nur Menschen, 
die hier schuften, weil sich in Deutschland inzwischen zu 
wenige dafür finden. Sie haben genauso ein Recht darauf, 
dass wir ihre Gesundheit schützen.

Das betrifft auch die Frage, in welchen Unterkünften 
sie übernachten, ob diese hygienisch sind oder ob das 
Sammelunterkünfte im Sinne von Gammelunterkünften 
sind. Auch da ist meine herzliche Bitte an die entspre-
chenden Behörden, die neuen Möglichkeiten der Kontrol-
le so zu nutzen, dass wir Recht und Gesetz durchsetzen 
können.

Last, but not least das Verbot von Werkverträgen und 
Leiharbeit in der Fleischindustrie. Das ist ein sehr schar-
fes Schwert – das weiß ich wohl –, weil Werkverträge im 
Wirtschaftsleben einer arbeitsteiligen Gesellschaft nichts 
Amoralisches oder Ungewöhnliches sind. Wenn Sie als 
Unternehmer zum Beispiel einen Handwerker beschäfti-
gen, der eine Alarmanlage in den Betrieb einbaut, ist das 
ein ganz normaler Werkvertrag. Aber wir haben hier 
erlebt, dass Werkverträge im Sinne von Sub-, Sub-, Sub-
unternehmern missbraucht wurden, um in organisierter 
Verantwortungslosigkeit Menschen auszubeuten, um sich 
vor allen Dingen der Verantwortung in diesen Bereichen 
zu entledigen.

Deshalb werden wir zum 1. Januar Werkverträge im 
Kernbereich der Fleischindustrie verbieten. Es geht nicht 
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um den Dorfmetzger. Wir haben für Unternehmen mit 
weniger als 49 Beschäftigen, die Handwerksunternehmen 
und eigentümergeführt sind, Ausnahmen geschaffen, weil 
das Problem beim Dorfmetzger nicht liegt.

Aber angesichts von Berichterstattungen nutze ich hier 
die Gelegenheit zu sagen: Wir werden es nicht zulassen, 
dass diese Möglichkeit von großen Konzernen ausgenutzt 
wird. Zur Nachricht, dass sich ein berühmter Konzern in 
Nordrhein-Westfalen jetzt unternehmerisch umstruktu-
riert, kann man sagen: Soweit wir wissen, Karl-Josef, 
haben sie keine Chance, das zu nutzen. Denn wir haben 
klargemacht: Sie müssen in die Handwerksrolle eingetra-
gen sein. Und wir müssen darauf achten, dass es keine 
fremdbestimmten Unternehmen sind, sondern nur selbst-
ständige Einheiten. Um die Dorfmetzger geht es nicht. 
Ich bin froh, dass wir dieses Schlupfloch dichtgemacht 
haben.

Bei der Leiharbeit haben wir lange gerungen. Wir ha-
ben im Herbst auch erlebt, dass die Lobbyisten die 
schönsten Geschichten erzählt hatten nach dem Motto: 
Jetzt macht der Heil den Leuten die Grillwurst madig, es 
gibt keine Grillwurst mehr! Ganz unabhängig davon, dass 
es auch für diese Industrie bei Auftragsspitzen andere 
Flexibilitätsmöglichkeiten gibt – Stichwort Arbeitszeit-
konten nutzen oder mit Sachgrund, nicht ohne, zu befris-
ten –, ist das tatsächlich ein Ammenmärchen. Deshalb 
wird auch die Leiharbeit zum 1. April grundlegend ver-
boten, und zwar bei der Frage der Schlachtung, der Zer-
legung und dem Grunde nach auch der Fleischverarbei-
tung. Dort ist sie befristet für drei Jahre möglich, aller-
dings unter der Voraussetzung, dass es einen Tarifvertrag 
gibt. Das ist, glaube ich, eine wichtige Nachricht. Im 
Übrigen: ein richtiger Tarifvertrag, nicht OT-
Mitgliedschaft. Es muss ein Tarifvertrag sein. Das heißt, 
die Gewerkschaften haben jetzt einen Fuß in der Tür, das 
zu erlauben.

Wir haben noch ein paar andere Sicherungen einge-
baut: Es dürfen nur 8 Prozent sein, und die Höchstüber-
lassungsdauer darf nicht mehr als vier Monate sein. Für 
die drei Jahre Übergang gilt ab dem ersten Tag der 
Grundsatz: gleicher Lohn für gleiche Arbeit.

Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir keine neuen 
Schlupflöcher aufmachen. Deshalb war ich in der Koali-
tion zu diesem Kompromiss bereit. Ich sage Ihnen aber 
auch: Falls wir Fehlentwicklungen erleben, muss der 
Gesetzgeber – Bund und Länder – in der Lage sein, nach-
zusteuern.

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich bin sehr dankbar, dass dieses Land, diese Demo-
kratie mit diesem Gesetz zeigt, dass wir nicht nur zu 
Krisenmanagement in der Lage sind, sondern auch dazu, 
grundlegende Konsequenzen zu ziehen. Denn dahinter 
steht für unser Land die sehr große Frage, ob diese Ge-
sellschaft nach der Krise zur Tagesordnung übergeht oder 
auch grundlegende Konsequenzen ziehen kann. Ob diese 

Gesellschaft zusammenhält oder durch Corona weiter 
gespalten wird. Dafür ist die Idee der Menschenwürde in 
diesem Land eine wichtige.

In Anlehnung, Herr Bundesratspräsident, an ein Wort 
unseres früheren Bundespräsidenten Johannes R a u
– Karl-Josef, ein noch größerer Nordrhein-Westfale, den
ich an dieser Stelle erwähnen will –: Er hat – ich glaube, 
in seiner Antrittsrede als Bundespräsident – darauf hin-
gewiesen, dass es in Artikel 1 des Grundgesetzes heißt: 
Die Würde des Menschen ist unantastbar, nicht die Wür-
de des Deutschen. – Das gilt auch für Beschäftigte aus 
Europa und anderen Teilen der Welt, die bei uns arbeiten. 
Also: Ganz herzlichen Dank für die Kooperation!

Das Arbeitsschutzkontrollgesetz ist ein wichtiger 
Schritt zu mehr Gesundheitsschutz und zu mehr Anstand 
in diesem Land. Denn wenn es in unserem Land um 
Zusammenhalt geht, geht es im Kern auch um den Wert 
und die Würde der Arbeit. – Herzlichen Dank.

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzlichen Dank, 
Herr Bundesminister Heil!

Der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpoli-
tik empfiehlt, dem Gesetz zuzustimmen. Wer dem folgen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist eine 
deutliche Mehrheit.

Der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 43:
TOP 43

Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes und weiterer energierechtlicher Vorschrif-
ten (Drucksache 763/20, zu Drucksache 763/20)

Es liegen drei Wortmeldungen vor. Es beginnt Frau 
Staatsministerin Höfken aus Rheinland-Pfalz.

(Ulrike Höfken [Rheinland-Pfalz]: Ich habe zu 

Protokoll1 gegeben!)

Dann nehmen wir zu Protokoll, was gesagt werden 
sollte.

Als Nächster ist Herr Senator Kerstan aus Hamburg an 
der Reihe. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Jens Kerstan (Hamburg): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! „Der Klima-
schutz ist die zentrale und vorrangige politische Aufgabe 
unserer Generation.“ Man muss inzwischen lange suchen, 
um einen Politiker oder eine Politikerin zu finden, die 
diesen Satz noch nicht gesagt hat, die meisten sogar deut-
lich mehr als einmal.

1 Anlage 10
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Wenn dieser Satz ausgesprochen wird, dann kommt 
meistens auch die Floskel vom „entschlossenen Han-
deln“, das jetzt nötig ist. Ich glaube, das ist der Rahmen, 
in dem wir heute den Blick auf die EEG-Novelle werfen 
müssen: ob es Ausdruck entschlossenen Handelns ist 
oder eben nicht. Wenn nicht – es gibt verbal kaum so viel 
Einigkeit wie über den Klimaschutz, über dessen Not-
wendigkeit und Dringlichkeit –, wäre das sehr bedauer-
lich. Einigkeit auch darin, dass im Zentrum dieser Auf-
gabe die Energiewende steht, mit dem Ziel, fossile Ener-
gieträger durch erneuerbare Energien zu ersetzen.

Das wichtigste und erfolgreichste Instrument der 
Energiewende ist seit mittlerweile gut 20 Jahren das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz. Mit all den Anpassungen, 
die es über die Jahre erfahren hat – manchmal trotz diver-
ser Anpassungen –, ist es bis heute der starke Motor, um 
den Anteil der Erneuerbaren auszubauen.

Auf diesem Weg haben wir viel erreicht, nämlich dass 
in diesem Jahr zum ersten Mal nahezu die Hälfte des 
Stroms aus erneuerbaren Energien erzeugt wurde. Das 
heißt allerdings auch, dass wir jetzt dringend den Wech-
sel zu einem System in den Blick nehmen müssen, in 
dem die Erneuerbaren nicht mehr die Ausnahme sind, 
sondern die Regel, technisch, wirtschaftlich und regulato-
risch.

Die Europäische Union hat gerade ihre Klimaziele an-
gehoben. Fünf Jahre nach dem Abkommen von Paris 
sicher der einzig richtige Schritt, der dringend notwendig 
war. Mit dem Green Deal hat sie einen Rahmen entwor-
fen, mit dem diese Transformation gelingen kann. Das ist 
der Hintergrund, vor dem wir die heutige Novelle zu 
diskutieren und zu bewerten haben.

Lassen Sie mich das Positive vorwegnehmen:

Ohne Zweifel ist die vorliegende Novelle besser, als 
wenn es gar keine Novelle gegeben hätte. Auch wenn das 
Ergebnis weder die lange Zeit rechtfertigt, die sich die 
Bundesregierung dafür genommen hat, noch den zeitli-
chen Druck, mit dem sie sie jetzt, wieder einmal, durch 
die Gremien – auch den Bundesrat – bringen will. Der 
Änderungsbedarf war schon sehr lange bekannt. Was uns 
die Bundesregierung im ersten Durchgang vorgelegt 
hatte, war trotzdem voller Lücken und alles andere als ein 
großer Wurf.

Aus unseren Beratungen im Bundesrat ist eine Viel-
zahl von Verbesserungsvorschlägen hervorgegangen. Bei 
der Übernahme dieser Vorschläge hat sich der Bund 
allerdings äußerst reserviert gezeigt. Dass heute einige 
der gravierenden Schwächen behoben wurden, liegt mit 
Sicherheit nicht daran, dass sich die Bundesregierung 
inhaltlich mit den Vorschlägen des Bundesrates ausei-
nandergesetzt hätte. Dieses Verdienst gebührt den Regie-
rungsfraktionen. Es hat vielmehr mit der Dynamik in der 
großen Koalition zu tun. Und dieser Dynamik ist leider 

auch geschuldet, dass die wesentlichen Schwachpunkte 
des Gesetzes nicht angefasst wurden.

Dank der Änderungen in letzter Minute erhalten jetzt 
zum Beispiel Ü20-Windenergie-Anlagen, die zum Ende 
des Jahres aus der Förderung zu laufen drohten, doch 
noch eine wirtschaftliche Anschlussperspektive. Rund 
4 Gigawatt Erzeugungsleistung wären sonst zu Neujahr
– also in wenigen Tagen – abgeschaltet worden. Das 
wäre wohl sehr schwer zu vermitteln gewesen. Gerade 
wegen dieser Dringlichkeit und trotz aller Vorbehalte, die 
bestehen, wird die Novelle heute auch ohne weiteres den 
Bundesrat passieren.

Ich will auch weitere positive Ansätze nicht überge-
hen:

Die Erleichterungen für Mieterstrom vermerke ich als 
Senator in der Mieterstadt Hamburg gerne. Unnötig sind 
dabei allerdings die Beschränkungen bei der Anlagen-
größe auf 100 kW und dem jährlichen Ausbau auf 500 
Megawatt.

Ob die Regelung zur Gewerbesteuerbefreiung für 
Wohnungsunternehmen in Bezug auf erneuerbare Strom-
erzeugung so greift wie vorgesehen, werden wir noch 
prüfen müssen. Eine solche Regelung hatten wir als Bun-
desrat ja schon gefordert. Jetzt ist sie sehr, sehr kurzfris-
tig noch ins Gesetz eingefügt worden.

Jedenfalls wäre mit einer Verbesserung beim Mieter-
strom einmal ein Anfang gemacht worden, um den öko-
logischen, aber auch den sozialen Anspruch der Energie-
wende zu erfüllen, das heißt, nicht nur das Potenzial der 
erneuerbaren Energien zu heben, sondern auch allen 
Bürgerinnen und Bürgern die Vorteile der Erneuerbaren 
zugutekommen zu lassen und sie nicht immer als Einzige 
dafür zahlen zu lassen.

Dass für die Befreiung kleiner PV-Anlagen von der 
EEG-Umlage die Schwelle auf 30 kW angehoben wird, 
entspricht der Forderung des Bundesrates und ist im 
Übrigen auch nur in Übereinstimmung mit der RED-II-
Richtlinie.

Auch das gesonderte Ausschreibungssegment für Pho-
tovoltaik-Dachanlagen ist grundsätzlich positiv und sehr 
hilfreich bei der Umsetzung einer Solardachpflicht, die 
Hamburg als erstes Bundesland bereits beschlossen hat 
und die mittlerweile auch andere gesetzlich verankert 
haben. Die entsprechende Verordnung werden wir nächs-
ten Dienstag im Senat beschließen.

Die Absenkung der EEG-Umlage auf Landstrom für 
Schiffe wird dieses Angebot attraktiver machen und uns 
bei der Luftreinhaltung und der CO2-Einsparung helfen –
die beihilferechtliche Zustimmung der Kommission vo-
rausgesetzt. Das ist in einer großen Hafenstadt wie Ham-
burg ein sehr wichtiges Thema.



Bundesrat – 998. Sitzung – 18. Dezember 2020 505

Natürlich kann man bei einer solchen Frage über die 
Begünstigung bei der EEG-Umlage sehr prinzipiell mit 
vielen guten Gründen streiten. Hamburg setzt sich zu-
sammen mit seinem Nachbarland Schleswig-Holstein
schon lange beim Bund dafür ein, eine grundsätzliche 
Überarbeitung der Steuern, Abgaben und Umlagen zu 
erreichen. Aber solange wir so weit nicht sind, bleiben 
sinnvolle Privilegierungen neben doch vielen fragwürdi-
gen aus der Vergangenheit sicherlich vertretbar.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass man sich 
bei der Würdigung positiver Aspekte dieser Novelle 
schnell in Details und in Dingen verlieren kann, die eher 
von lokalem Interesse sind. Jedem von uns irgendetwas 
zu geben, was er oder sie dann zu Hause stolz vorzeigen 
kann, ist eine bewährte Taktik, mit der man sich in der 
Politik oft Zustimmung verschaffen kann. Wirklich große 
Herausforderungen sind mit dieser Methode allerdings 
noch nie bewältigt worden.

Auf die großen Herausforderungen der Energiewende 
finden wir in dieser Novelle leider keine Antworten. Das 
gilt schon für das übergeordnete Ziel. So gut die gesetzli-
che Verankerung des 65-Prozent-Ziels klingt: Die zu-
grunde liegende Voraussetzung geht von einem bis 2030 
absinkenden Stromverbrauch aus. Das ist völlig unrealis-
tisch. Es hat mit der Realität in unserer Wirtschaft, Ge-
sellschaft und Technologie überhaupt nichts zu tun.

Es ist auch dann unrealistisch, wenn wir annehmen, 
dass die Bundesregierung ihre hochfliegenden Pläne für 
den Ausbau grünen Wasserstoffs und der Elektromobili-
tät ernst meint. Legt man die realistischen Annahmen 
eines steigenden Stromverbrauchs zugrunde, wird aus 
einem geplanten 65-Prozent-Anteil sehr schnell ein realer 
Anteil von 50 Prozent – der Anteil, den wir heute bereits 
haben. Was also bei oberflächlicher Betrachtungsweise 
wie ein Wachstumspfad aussieht, entpuppt sich als ge-
setzlich verordnete Stagnation.

Auch angesichts der neuen europäischen Klimaziele 
würden selbst echte 65 Prozent in Deutschland nicht 
ausreichen. Es ist völlig absehbar, dass die Ökostromlü-
cke wachsen wird. Dafür braucht es nicht die vorgesehe-
ne, viel zu späte Evaluation im Jahr 2023. Es braucht 
auch kein weiteres Warten auf die Europäische Union. Es 
ist schon jetzt – sofort – unumgänglich, die vorgesehenen 
Ausschreibungsmengen für Wind- und Solarenergie 
mindestens zu verdoppeln und für diese Technologien die 
Rahmenbedingungen für den Ausbau entscheidend zu 
verbessern. Die in der Novelle vorgelegten Ausbaupfade 
sind allerdings ein Business-as-usual-Szenario, mit dem 
die Energiewende und anspruchsvolle Klimaziele nicht 
gelingen können.

Und trotz dieser bescheidenen Ziele hapert es auch bei 
der praktischen Umsetzung noch an vielen Stellen:

Für den Onshore-Windausbau bleiben die Flächen der 
begrenzende Faktor. Die Probleme und Konflikte dabei 

sind nicht trivial, sie sind schwierig, bei neuen Standorten 
genauso wie beim Repowering. Das weiß ich als Senator, 
der sowohl für Energie als auch für Naturschutz zustän-
dig ist, sehr genau. Das ist ein Problem der täglichen 
Arbeit. Aber eine Lösung, wie die Bundesregierung sie 
anbietet, ist eben gar keine Lösung. Für jeden, der beide 
Seiten des Problems kennt, ist klar, dass uns der vorge-
schlagene Koordinierungsmechanismus nicht weiterbrin-
gen wird.

Zu den vorgesehenen Vergütungsregelungen wäre ei-
niges zu sagen. Ich möchte es bei einer grundsätzlichen 
Anmerkung belassen: Das Förderende für die erste Gene-
ration von EEG-Anlagen wäre ein guter Anlass gewesen, 
um schon heute die Weichen zu stellen für den zusätzli-
chen Ausbau von Erneuerbare-Energien-Anlagen außer-
halb des EEG. Mit dieser Novelle wurde überhaupt kein 
Schritt in diese Richtung unternommen.

Ich möchte nicht schließen, ohne noch etwas über den 
unvermeidlichen Wasserstoff zu sagen.

Von der Energiewende zu reden ist für viele von uns 
gleichbedeutend mit „von Wasserstoff reden“. Erstaun-
lich ist, dass es anscheinend leichter ist, eine rosige Zu-
kunft von Wasserstoff an die Wand zu malen, als darüber 
zu reden, wo der grüne Strom eigentlich herkommen soll, 
der den Wasserstoff produziert, was ja zwingend not-
wendig ist, weil Wasserstoff sonst gar nicht klimafreund-
lich wäre.

Richtig ist allerdings, dass für die Dekarbonisierung 
der Industrie grüner Wasserstoff eine Schlüsselrolle spie-
len muss. Für große Industriebetriebe ist im Grunde ge-
nommen keine andere Technologie, mit der das gelingen 
kann, am Horizont zu sehen. Insofern ist die Privilegie-
rung von grünem Wasserstoff hier im Bundesrat einhelli-
ger Konsens, was ein deutlicher Schritt vorwärts ist.

Auch wir in Hamburg wollen diese Chance nutzen, um 
gemeinsam mit unserer energieintensiven Industrie die 
Wasserstoffwirtschaft aufzubauen, dabei die Infrastruktur 
zu schaffen, mit der eine Wasserstoffwirtschaft nicht nur 
energie- und klimapolitisch, sondern auch standortpoli-
tisch gute Regeln entfacht.

Wir in Hamburg haben jetzt ein Fenster der Opportu-
nity. Wir können uns gerade über die Abschaltung eines 
Kohlekraftwerks freuen, das nie hätte gebaut werden 
dürfen. Mit dem Abriss des Kraftwerks wird ein Standort 
frei, der mit seinem Zugang zum 380-kV-Übertragungs-
netz, mit seeschifftiefem Wasser und mit seiner Nähe zur 
stromintensiven Industrie hervorragend für innovative 
Anwendungen der Sektorkopplung geeignet ist. Wir 
planen in diesem Rahmen eine große Elektrolyse-Anlage 
– in der Tat im Moment die größte weltweit –, den Auf-
bau eines Wasserstofftransportnetzes für unsere Industrie 
und Wasserstoffimportterminals. Sie sehen: Hamburg 
will bei der Wasserstoffwirtschaft vorangehen.
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Aber selbst, wenn wir alles richtig machen, wird Was-
serstoff nicht der alle glücklich und selig machende 
Heilsbringer sein. Die größte Elektrolyse-Anlage, die wir 
planen – 100 Megawatt –, produziert, wenn sie da ist, 
gerade eben 2 Prozent, die wir brauchen, um nur die 15 
größten Industriebetriebe in Hamburg mit Wasserstoff zu 
versorgen. Insofern wird Wasserstoff in den nächsten 
Jahren immer knapp und immer teuer bleiben, selbst 
wenn wir alles richtig machen. Deshalb wird er in Mas-
senmärkten wie dem motorisierten Individualverkehr 
keine zentrale Rolle spielen können.

Ebenso wird Wasserstoff niemals einen Beitrag zur 
städtischen Wärmeversorgung leisten können, im Gegen-
satz zu Wärmepumpen oder Power-to-Heat. Das sage ich 
bewusst auch als Aufsichtsratsvorsitzender eines der 
größten Gasnetzbetreiber in Deutschland.

Wasserstoff wird auch nicht das bevorzugte Medium 
der Stromspeicherung sein, sondern viel eher Batterie-
speicher oder Hochtemperaturspeicher zur Rückverstro-
mung.

Was wir im Sinne der Energiewende realisieren kön-
nen, wird ganz wesentlich vom bundesgesetzlichen Rah-
men abhängen. Darum sehe ich mit großer Sorge, dass 
auch grauer Wasserstoff privilegiert werden soll und dass 
andere Techniken der Sektorenkopplung nicht mehr dis-
kutiert werden. Für ein zukunftsfähiges Energiesystem 
brauchen wir aber weitere Technologien genauso drin-
gend, wie wir eine grüne Wasserstoffwirtschaft etablieren 
müssen.

Dafür, grünen Wasserstoff oder auch andere Techno-
logien marktfähig zu machen, sehe ich bisher nur sehr 
wenige zaghafte Ansätze. Bei anderen Technologien als 
Wasserstoff suche ich sie sogar vergebens. Von Techno-
logieoffenheit und Effizienzorientierung, also von dem 
viel beschworenen Level Playing Field, sind wir deshalb 
meilenweit entfernt. Auch hier zeigt sich leider, dass die 
Bundesregierung nach wie vor keinen strategischen An-
satz verfolgt, bei dem Sektorpolitiken sinnvoll aufeinan-
der abgestimmt sind und auf unsere Klimaziele bezogen 
wären.

Meine Damen, meine Herren, 20 Jahre nach der Ver-
abschiedung des ersten EEG und fast genau am fünften 
Jahrestag des Abkommens von Paris hätte heute ein his-
torischer Tag sein können – eigentlich sein müssen –, an 
dem wir das zentrale Regelwerk für das Voranbringen 
des Klimaschutzes und der Energiewende auf die Höhe 
der Zeit bringen und das Tempo deutlich erhöhen. Doch 
die Bundesregierung wollte es anders; das zeigt die heute 
vorliegende EEG-Novelle. Statt ein neues Kapitel aufzu-
schlagen, schreibt sie Business as usual weiter – eine 
Fußnote zu einer Geschichte verpasster Chancen.

Von der Regierungskoalition werden zentrale Fragen 
für den Erfolg der Energiewende per Entschließung ins 
nächste Jahr geschoben. Ob dann entscheidende Zu-

kunftsfragen wirklich mit einer Verordnungsermächti-
gung gelöst werden können, ohne dass wir Bundesländer 
etwas dazu beitragen oder mitdiskutieren können, das 
werden wir in diesem Hause noch diskutieren müssen.

Trotzdem: Die Beratungen in unserem Haus haben ge-
zeigt, dass das Problembewusstsein hoch ist und auch der 
Wille zur Einigung über alle politischen Farben, über alle 
Regierungskonstellationen hinweg. Eine Koalition der 
Willigen wäre also möglich.

Die Bundesregierung hat mit dieser Novelle neben den 
Aufgaben des Klimaschutzes auch die Chancen der Ener-
giewende liegengelassen. Aber wir können sie später 
noch ergreifen. Dafür ist es noch nicht zu spät, es ist 
jedoch wirklich dringlich.

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzlichen Dank, 
Herr Senator Kerstan aus Hamburg!

Wir hören jetzt Frau Bürgermeisterin Pop aus Berlin.

Ramona Pop (Berlin): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz ist das Herzstück der Energiewende 
in Deutschland. Deswegen ist es gut und notwendig, dass 
wir die überfällige Reform heute passieren lassen.

Es hat sich in den letzten Jahren ein Reformstau aufge-
tan, der nun zumindest teilweise abgebaut werden kann. 
Es werden Bürokratiehürden gesenkt und in Details
– etwa bei der finanziellen Beteiligung von Kommunen 
an Windkraftanlagen – gute Regelungen getroffen.

Allerdings – das ist schon angemerkt worden – ver-
fehlt die Reform insgesamt deutlich die Anforderungen 
der Zeit. So richtig es ist, die CO2-neutrale Stromversor-
gung in 2050 festzuschreiben, so sehr ist schon heute 
absehbar, dass das viel näher liegende Ziel von 65 Pro-
zent emissionsfreiem Strom in 2030 verfehlt werden 
wird. Wir werden hier, denke ich, in sehr kurzer Zeit 
nacharbeiten müssen, denn an zwei einfachen Punkten ist 
zu erkennen, dass die Ausschreibungsmengen am fal-
schen Zielkorridor orientiert sind.

Zum einen nimmt die Bundesregierung noch immer 
an, dass der Strombedarf in den nächsten zehn Jahren 
insgesamt sinkt. Tatsächlich gehen aber alle Expertinnen 
und Experten inzwischen davon aus, dass der Strombe-
darf selbst bei Effizienzsteigerungen steigen wird. In der 
Sektorkopplung, bei der Wasserstoffelektrolyse, beim 
Ausbau der Elektromobilität, bei der erneuerbaren Wär-
me setzen wir darauf, mit Strom aus erneuerbaren Quel-
len die Energie für die Sektoren Wärme und Verkehr zu 
produzieren. Nur mit konsequenter Sektorenkopplung, so 
wissen wir, können wir Deutschlands CO2-Reduktions-
ziele erreichen. Auch der Bundesverband der deutschen 
Energie- und Wasserwirtschaft hat in der Anhörung des 
Bundestages einen deutlich höheren Ausbaupfad ange-
mahnt.
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Zum Zweiten hat die EU-Kommission gerade vor we-
nigen Tagen ein nochmals ehrgeizigeres Ziel der Reduk-
tion von Klimagasen gesetzt. Dies wurde bei der vorge-
legten Reform nicht berücksichtigt. Erste vorsichtige 
Schätzungen gehen davon aus, dass eine Verdoppelung 
der Ausbauziele notwendig ist. Wir werden hier also sehr 
bald erneut über die Reform der Reform sprechen müs-
sen.

Ich hoffe, dass dann auch Gelegenheit ist, die Chancen 
der Städte und der urbanen Zentren noch stärker in den 
Blick zu nehmen. Der Entwurf atmet leider immer noch 
stark den Geist, dass unsere Städte nur Energiesenken 
seien. Tatsächlich wollen und müssen wir aber auch 
unseren Beitrag zur Energiewende leisten. Dafür sind wir 
auf den geeigneten Rahmen angewiesen.

Erforderlich ist ein Umdenken in Bezug auf die 
Stromversorgung hin zu dezentralen Konzepten in Städ-
ten und verbrauchsoptimierten Lösungen, von denen alle 
profitieren. Gebraucht hätte es deshalb auch eine An-
schlussregelung zum Nutzen für Überschussstrom für 
Power-to-X-Anlagen. Berlin beispielsweise hat rund 
325.000 Wohngebäude. Studien zeigen, dass die Stadt 
rund ein Viertel des eigenen Stromverbrauchs durch 
Photovoltaik decken könnte. Bisher geschafft haben wir 
allerdings nur einen Bruchteil.

Wesentlich verantwortlich dafür sind bundespolitische 
Hürden, die wir im Bundesrat mit Änderungsanträgen 
umfangreich adressiert haben. Es gilt, diese Hürden zu 
senken und insbesondere das Modell des Mieterstroms 
weiter auszubauen. Dafür hat diese Reform leider nur 
sehr punktuell Erleichterungen geschaffen.

Ich begrüße es ausdrücklich, dass für Gebäudesolaran-
lagen eine eigene Ausschreibungssparte aufgenommen 
wird. Positiv ist auch, dass für den Mieterstrom eine 
zumindest angemessene Erhöhung des Mieterstromzu-
schlags erfolgt. Aber zugleich senkt dieses Gesetz die 
Vergütungssummen für Solaranlagen insgesamt drastisch 
und beschleunigt die Degression sehr stark. Der Bundes-
rat hat im ersten Durchgang die Sorge geäußert, dass der 
Betrieb von Solaranlagen so sehr schnell unwirtschaftlich 
werden und damit der Ausbau zum Erliegen kommen 
könnte. Ich befürchte weiterhin, dass diese Reduzierung 
der Rentabilität eine Bremse für den notwendigen Aus-
bau sein wird.

Im Vorfeld der Gesetzesberatungen hat die Bundesre-
gierung eine Reihe von weiteren Änderungen am Regel-
werk des Mieterstroms angekündigt, die nun leider nicht 
in der Reform enthalten sind. Ich habe mit Interesse gele-
sen, dass die Koalitionsfraktionen im Bundestag weitere 
Änderungen angekündigt haben, etwa die Befreiung von 
Mieterstrommodellen von der Gewerbesteuer. Das wäre 
ein sehr wichtiger und richtiger Schritt. Aber ihm müssen 
weitere folgen, mit denen wir das Potenzial der Städte für 
die Energiewende tatsächlich heben.

Zum Ersten muss die Begrenzung von Mieterstrom-
projekten auf 100 Kilowatt installierter Leistung aufge-
hoben werden, denn gerade in Städten mit hoher Dichte 
wie Berlin ist das kontraproduktiv. Die Begrenzung der 
Projekte auf Wohngebäude statt teilweise auf die leichter 
zu erschließenden Gewerbeimmobilien zu erstrecken ist 
mir völlig unverständlich. Die Ungleichbehandlung von 
Gebäudesolar und Freiflächensolar in der Ausschreibung 
kann zu Fehlanreizen führen. Und die unzureichende 
Veränderung bei Fragen der Anlagenzusammenfassung 
müssen wir weiter bearbeiten.

All diese Punkte hat der Bundesrat im ersten Durch-
gang der Bundesregierung zur Prüfung anempfohlen. 
Leider sind die erforderlichen Änderungen bis heute nicht 
erfolgt – auch mit dieser Novelle nicht.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Berlin hat sich ehrgeizige Ziele für den 
Ausbau der CO2-Emissionen gesetzt. Ich bin sehr zufrie-
den – und die Berlinerinnen und Berliner können sehr 
stolz darauf sein –, dass wir bereits im Jahr 2019, vor der 
Corona-Krise, das ehrgeizige Ziel der Reduktion von 
40 Prozent der Emissionen geschafft haben. Vor allem 
durch den in unserer Stadt größtenteils erfolgten Kohle-
ausstieg und zahlreiche Maßnahmen des Klimaschutzes 
ist es uns gelungen, trotz eines Rekordwirtschaftswachs-
tums und eines Rekordbevölkerungswachstums der letz-
ten Jahre die CO2-Emissionen deutlich zu senken.

Aber um die Klimaziele der EU und des Pariser Ab-
kommens zu erreichen, müssen wir für die nächsten zehn 
Jahre noch ehrgeiziger werden. Ohne entsprechende 
Regelungen auf der Bundesebene wie den schnelleren 
Kohleausstieg und den damit verbundenen Ausbau der 
erneuerbaren Energien wird es nicht gehen. Ich erwarte 
daher weitere Reformschritte in den nächsten Jahren. Das 
Land Berlin wird sich, wie immer, konstruktiv daran 
beteiligen. – Vielen herzlichen Dank.

Präsident Dr. Reiner Haseloff: Herzlichen Dank, 
Frau Bürgermeisterin!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.1

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz gestern verab-
schiedet.

Da keine Landesanträge auf Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses vorliegen, stelle ich fest, dass der Bun-
desrat zu dem Gesetz den Vermittlungsausschuss
n i c h t angerufen hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 12:
TOP 12

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Bundesjagdgesetzes, des Bundesnaturschutzgeset-
zes und des Waffengesetzes (Drucksache 680/20)

1 Siehe Seite 510
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Es liegen zwei Wortmeldungen vor. Herr Minister 
Vogel aus Brandenburg beginnt.

Axel Vogel (Brandenburg): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das vorliegende Ge-
setzespaket der Bundesregierung beinhaltet die erste 
größere Novellierung des Bundesjagdgesetzes seit 1976.

Vieles davon ist unstrittig und stellt eine überfällige 
Verbesserung dar. Manches ist noch verbesserungsfähig, 
wie die vorliegenden Änderungsvorschläge zeigen. Aber 
in einem Punkt ist der vorliegende Gesetzentwurf untaug-
lich, und hierzu möchte ich näher ausführen.

Ziel der Gesetzesnovelle ist nach dem Bekunden der 
Bundesregierung auch eine an den Klimawandel ange-
passte Waldbewirtschaftung in der Fläche und ein ange-
messener Ausgleich zwischen Wald und Wild dort, wo zu 
hohe Wildbestände eine Verjüngung des Waldes behin-
dern. Doch zur Erreichung dieses Ziels sieht sie leider 
nach wie vor ungeeignete Mittel vor. Zwar soll Rehwild 
von der Pflicht zur Aufstellung eines Abschussplans 
ausgenommen werden, wie es in Brandenburg übrigens 
seit 2014 der Fall ist. Das klingt erst mal gut und nach 
Entbürokratisierung. Zugleich soll aber mit einem zwi-
schen den Parteien des Jagdpachtvertrages zu vereinba-
renden und behördlich zu bestätigenden Abschusskorri-
dor für Rehwild ein neues Verfahren eingeführt werden, 
das auf mindestens ebenso großen, wenn nicht größeren 
bürokratischen Aufwand hinausläuft wie das alte und die 
Länder, die bisher darauf verzichtet haben, Abschussplä-
ne für Rehe aufzustellen, neu binden würde.

Wir unterstützen deswegen ausdrücklich den Vor-
schlag des Agrarausschusses, auf diesen Abschusskorri-
dor für das zahlreich vorhandene Rehwild zu verzichten. 
Langjährige Erfahrungen haben zudem gezeigt, dass 
Abschusspläne – anders als der Name erwarten lässt –
nicht zur dringend erforderlichen Reduktion des Wildbe-
standes führen.

Sie alle wissen: Der Wald ist in einem schlechten Zu-
stand. Laut Waldzustandserhebung der Bundesregierung 
von 2019 war der Kronenzustand im Durchschnitt aller 
Baumarten noch nie so schlecht. Ausbleibende Nieder-
schläge, Dürre, Schadinsekten, Klimawandel – ich muss 
das alles jetzt nicht erläutern. Es ist dringend notwendig, 
Schadensflächen wieder zu bewalden und durch Wald-
umbau die Resilienz gegen den Klimawandel zu erhöhen. 
Doch die hohen Wildbestände und der starke Wildverbiss 
machen unsere Anstrengungen zur Waldverjüngung 
immer wieder zunichte.

Das Bundesjagdgesetz schreibt einen gesunden Wild-
bestand vor. Doch lässt der bei allen Schalenwildarten in 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten zu verzeichnende 
enorme Anstieg der Bestände darauf schließen, dass das 
Gleichgewicht längst gestört ist. Von einem gesunden 
Wildbestand kann nicht mehr die Rede sein.

Ein Grund für den Anstieg der Wilddichten liegt in der 
Systematik der Abschussplanung. Die Abschusspläne 
werden von den Jagdausübungsberechtigten in der Höhe 
aufgestellt, wie sie es für angemessen halten. Und dabei 
unterscheidet sich die Interessenlage von einzelnen
– nicht von allen – Jagdpächtern an einem möglichst 
hohen Wildbestand und von Waldbesitzern mitunter 
beträchtlich. Die Jagdgenossenschaften, in der die Flä-
cheneigentümer zusammengeschlossen sind, nehmen 
erfahrungsgemäß wenig Einfluss auf diese Planung. Den 
zuständigen Jagdbehörden ist dies noch weniger möglich. 
Machen sie es in Einzelfällen doch einmal, ist der Jagd-
beirat in der Lage, das behördliche Abschussplanverfah-
ren durch eine Einvernehmensregelung zum Erliegen zu 
bringen. Ein Verfahren mit einem enorm bürokratischen 
Aufwand, das bisher nicht in der Lage war, entscheiden-
den Einfluss auf die Population des Wildes zu nehmen.

Unverständlich ist im Übrigen auch, warum ein Buß-
geld droht, wenn nur ein Stück mehr geschossen wird als 
geplant, ein Nichterfüllen des Abschussplans aber keine 
monetären Folgen zeitigt.

Die genannte Einvernehmensregelung ist faktisch ein 
Vetorecht der Jagdbeiräte gegen eine stärkere Reduzie-
rung des Wildbestandes. Der Agrarausschuss schlägt 
deswegen vor, die Einvernehmensregelung zu streichen.

Zum Rehwild: Erfahrungen der Länder, die den be-
hördlichen Rehwildabschussplan abgeschafft haben – wir 
in Brandenburg seit 2014 –, belegen, dass die Rehwild-
strecke nicht gesunken ist. Sie ist auch nicht gestiegen
– das ist wahr –, aber von Ausrottung des Rehwildes, wie 
mitunter unterstellt wird, kann nicht einmal ansatzweise 
die Rede sein.

Das neue von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Verfahren zur Bestandsregulierung von Rehwild, nach 
dem die Parteien des Jagdpachtvertrages jährliche Ab-
schusskorridore vereinbaren sollen, ist ebenso praxisfern 
wie bürokratisch. Ich erspare es uns, den genauen Wort-
laut dieses bürokratischen Monsters jetzt vorzutragen. Es 
wird absehbar dazu führen, dass sich nichts verbessern 
wird, wenn es sich nicht noch weiter verschlechtert. Die 
Wildbestände werden weiterwachsen und die dringend 
erforderliche Waldverjüngung nicht vorankommen.

Die heute ebenfalls vorliegende Hilfsempfehlung, den 
Bundesländern ohne Abschusspläne für Rehwild zu er-
lauben, an ihren Regelungen festzuhalten, wäre allenfalls 
ein Notbehelf, löst aber die geschilderten Probleme nicht.

Sehr geehrte Damen und Herren, viele Vorschriften, 
die heute noch im Bundesjagdgesetz stehen, stammen aus 
dem 19. Jahrhundert. Sie atmen den Geist einer Epoche, 
in der man Feudalrechte absichern wollte, Wilderei ver-
hindern und nach Kriegen Wildbestände wieder aufbauen 
wollte. Manches ist legitim gewesen. Klimawandel, Ver-
bissschäden und Waldumbau waren allerdings damals 
kein Thema. Die vorliegende Gesetzesnovelle zielt nicht 
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auf eine grundlegende Reform; das beansprucht die Bun-
desregierung gar nicht. Es würde auch zu weit führen, sie 
heute grundsätzlich zu diskutieren. Festzuhalten bleibt 
jedoch aus unserer Sicht, dass die Rechte der Grundbesit-
zer gestärkt werden müssen, wenn wir die Verbissschä-
den durch das Schalenwild in den Griff bekommen wol-
len.

Es gibt weitere Empfehlungen, von denen ich sehr 
hoffe, dass sie heute eine Mehrheit finden, beispielsweise 
die vom Agrarausschuss vorgeschlagene Regelung für 
überjagende Hunde. Das in Baden-Württemberg bereits 
bestehende Verfahren würde eine effektive bundesweite 
Jagdausübung mit Stöberhunden erlauben.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir positionieren uns 
heute zu beabsichtigten Gesetzesänderungen, die keiner 
Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Ich vertraue aber 
darauf, dass die Empfehlungen, die heute in diesem Hau-
se – hoffentlich mehrheitlich – angenommen werden, 
auch die Mehrheit des Bundestages überzeugen und so 
Eingang in das novellierte Gesetz finden. – Recht herzli-
chen Dank.

Amtierende Präsidentin Birgit Honé: Vielen 
Dank, Herr Kollege Vogel!

Das Wort hat – sobald das Pult desinfiziert ist – Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Feiler aus dem Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft.

Uwe Feiler, Parl. Staatssekretär bei der Bundesminis-
terin für Ernährung und Landwirtschaft: Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser Gesetzent-
wurf dient drei bedeutenden Zielen: erstens zur Bekämp-
fung der Afrikanischen Schweinepest, zweitens hilft er, 
unsere Natur zu schonen, und drittens, den Wald nachhal-
tig umzubauen.

Wie Sie alle wissen, müssen wir unsere Wälder 
schnellstmöglich an den Klimawandel anpassen. Deshalb 
lautet einer unserer Leitgedanken: Der Wald muss sich 
von selbst verjüngen können – und zwar im Wesentlichen 
ohne Schutzmaßnahmen. Dazu braucht es einen Kom-
promiss zwischen Interessen von Wald und Wild, und das 
ist alles andere als einfach. Dazu müssen Jagd und 
Forstwirtschaft, aber auch Natur- und Tierschutz glei-
chermaßen Zugeständnisse machen. Wir setzen dabei auf 
die Eigenverantwortung vor Ort.

Der Gesetzentwurf sieht deshalb unter anderem vor, 
die behördlichen Abschussplanungen abzuschaffen. 
Stattdessen haben Jagdgenossenschaften beziehungswei-
se Grundeigentümer und Jäger gemeinsam einen Ab-
schusskorridor zu erarbeiten.

Der Gesetzentwurf ist aber auch ein Bekenntnis zur 
Jagd. Denn wir brauchen unsere Jäger, auch um die Afri-
kanische Schweinepest zu bekämpfen. Wir wollen des-
halb die jagdliche Ausbildung deutschlandweit auf ein 

solides Fundament stellen. Der Gesetzentwurf sieht ein-
heitliche und umfassende Vorgaben für die Jägerausbil-
dung vor. Zum Beispiel steigen die Anforderungen in den 
Schießprüfungen.

Wir möchten, dass die Jagd auf Schwarzwild effizien-
ter wird. Deswegen sieht der Gesetzentwurf vor, das 
Waffengesetz zu ändern. In Zukunft sollen Infrarotauf-
heller bei der Jagd auf Sauen zugelassen sein. Damit 
schaffen wir die dringend benötigte Rechtssicherheit für 
unsere Jäger.

Lassen Sie mich zum Schluss ein paar Worte zum 
Thema Blei sagen: Der Entwurf sieht vor, Regelungen 
zur Jagdmunition an neueste wissenschaftliche Erkennt-
nisse anzupassen. Unsere Maxime lautet: Bleifreie Büch-
senmunition muss Tierschutz gewährleisten. Darüber 
hinaus soll Büchsenmunition mit optimaler Tötungswir-
kung bei gleichzeitiger Bleiminimierung in Zukunft bun-
deseinheitlich zertifiziert werden. Damit muss kein Tier 
unnötig leiden. Das ist uns wichtig. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

Amtierende Präsidentin Birgit Honé: Vielen 
Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Deswegen kommen wir jetzt zur Abstimmung. Hierzu 
liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen sowie ein An-
trag Mecklenburg-Vorpommerns vor.

Wir beginnen mit den Ausschussempfehlungen, zu 
denen eine Einzelabstimmung gewünscht wurde. Ich rufe 
auf:

Ziffer 2! – Mehrheit.

Ziffer 3! – Mehrheit

Damit entfällt Ziffer 4.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 7! – Minderheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Jetzt rufe ich auf den Antrag aus Mecklenburg-
Vorpommern. Wer ist dafür? – Minderheit.

Weiter geht es mit der Ziffer 11 der Ausschussempfeh-
lungen, zu der eine Abstimmung in zwei Schritten ge-
wünscht wurde. Ich rufe daher zunächst auf:

Ziffer 11 Buchstabe a! – Mehrheit.

Ziffer 11 Buchstaben b und c! – Mehrheit.
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Damit entfällt Ziffer 12.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 14! – Mehrheit.

Ziffer 15! – Mehrheit.

Ziffer 16! – Mehrheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Das ist die 
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen.

Ich muss noch einen kurzen Nachtrag zu Tagesord-
nungspunkt 43 einschieben und möchte gerne zu Proto-
koll geben, dass es zu Tagesordnungspunkt 43 noch Er-

klärungen zu Protokoll1 gegeben hat von Herrn Minis-
ter Dr. Holthoff-Pförtner (Nordrhein-Westfalen) sowie 
von Herrn Staatssekretär Eitel (Saarland).

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 13:
TOP 13

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung von
Verbrauchsteuergesetzen (Drucksache 681/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:
TOP 18

Entwurf eines Gesetzes zur Mobilisierung von Bau-
land (Baulandmobilisierungsgesetz) (Drucksache 
686/20)

Es liegen Wortmeldungen vor.

Ich gebe zunächst Frau Senatorin Dr. Stapelfeldt aus 
Hamburg das Wort.

Dr. Dorothee Stapelfeldt (Hamburg): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Wohnsituation bei uns in 
Deutschland sollte deutlich besser sein. Wir sprechen 
über ein existenzielles Grundbedürfnis. Und tatsächlich 
fällt es vielen Menschen, gerade jenen mit kleinen und 
mittleren Einkommen, immer schwerer, bezahlbaren 

1 Anlagen 11 und 12

Wohnraum zu finden. Dafür gibt es eine Reihe von 
Gründen, und darum existiert auch nicht der eine große 
Weg, der diesen Missstand beseitigt. Vielmehr braucht es 
einen umfangreichen Werkzeugkasten für alle staatlichen 
Ebenen, wie es die Expertenkommission „Nachhaltige 
Baulandmobilisierung und Bodenpolitik“, also die Bau-
landkommission, deren Vizevorsitzende ich war, ausge-
drückt hat.

Mit dem Entwurf für ein Baulandmobilisierungsgesetz 
kommt die Bundesregierung den Empfehlungen der 
Kommission vom Juli 2019 zur Schärfung des planungs-
rechtlichen Instrumentariums nach – und dies, um den 
geschätzten Bedarf an 1,5 Millionen bezahlbaren Woh-
nungen in Deutschland decken zu helfen im Sinne einer 
nachhaltigen und auch sozial orientierten Stadtentwick-
lungs-, Wohnungs- und Bodenpolitik.

Ich freue mich, dass es gelungen ist, Frau Scharren-
bach und Herr Vogel, gemeinsame Positionen zur Ver-
besserung der Instrumente des Baugesetzbuches zu erar-
beiten. Der Entwurf für ein Baulandmobilisierungsgesetz 
enthält zahlreiche gute Ansätze.

Dazu zählt als Erstes die neu in das Baugesetzbuch 
einzufügende Grundlage für sogenannte sektorale Bebau-
ungspläne für den Wohnungsbau. Damit können Städte 
und Gemeinden künftig – zunächst ist das bis 2024 be-
fristet – sozusagen abgespeckte Bebauungspläne zuguns-
ten des Wohnungsbaus erlassen. Sie können in diesem 
Rahmen auch Standards der sozialen Wohnraumförde-
rung oder das Einhalten der Förderbedingungen des sozi-
alen Wohnungsbaus verbindlich vorsehen. Das ist wich-
tig für lebendige und vielfältige Quartiere.

Als Zweites nenne ich die Stärkung kommunaler Vor-
kaufsrechte. Besonders wichtig ist hier die Praxis der 
Verlängerung der Ausübungsfrist auf drei Monate. Aber 
auch mit dem neuen Satzungsvorkaufsrecht für Ankäufe 
von geringfügig bebauten oder brachliegenden Grundstü-
cken zur Wohnnutzung und dem neuen Vorkaufsrecht für 
Grundstücke mit städtebaulichen Missständen wird das 
Handlungsspektrum der Städte und Gemeinden sinnvoll 
erweitert. Dies erleichtert das Ausweisen von Woh-
nungsbauflächen, wenn in der jeweiligen Gemeinde ein 
angespannter Wohnungsmarkt besteht.

Drittens. Das Baugesetzbuch soll in § 31 Absatz 3 
künftig Erleichterungen des Wohnungsbaus in Gebieten 
mit angespannten Wohnungsmärkten durch Befreiung 
von den Festsetzungen des Bebauungsplans auch dann
ermöglichen, wenn die Grundzüge der Planung durch das 
Vorhaben berührt sind. Es bleibt jedoch dabei, dass die 
Befreiung auch unter Würdigung der nachbarlichen Inte-
ressen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sein 
muss. Hier bietet sich die Chance, städtebaulich sinnvolle 
Maßnahmen der Innenentwicklung zügig zugunsten des 
Wohnungsbaus in einer Weise voranzubringen, die alle 
betroffenen Belange gut berücksichtigt. Ganz wesentlich 
für die auch aus Gründen einer flächenschonenden Stadt-
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entwicklung gebotene verstärkte Innenentwicklung ist die 
Umwandlung der bisher als Obergrenze geregelten Fest-
setzungsmöglichkeiten für das Maß der baulichen Nut-
zung in Orientierungswerte. Damit wird insbesondere 
ermöglicht, dass die Innenentwicklung in großen Städten 
und Gemeinden in die Höhe unter erleichterten Voraus-
setzungen gelingen kann.

Viertens. Gemeindliche Baugebote sollen künftig in 
Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten gerade 
auch dazu genutzt werden können, die Bebauung eines 
brachliegenden oder ungenutzten Grundstücks mit 
Wohneinheiten anzuordnen. Dies ermöglicht im Einzel-
fall, insbesondere wenn die benachbarten Grundstücke 
bereits entsprechend bebaut sind, die Errichtung zusätzli-
cher Wohnungen auf einem aus spekulativen Gründen 
unbebaut gehaltenen Grundstück auch mit den Mitteln 
des Ordnungsrechts durchzusetzen.

Und schließlich wird als Fünftes ein verstärkter Schutz 
von Mieterinnen und Mietern vor Verdrängung durch 
Umwandlung ihrer Wohnung in Eigentumswohnungen 
angestrebt. Dafür erhalten die Gemeinden die Ermächti-
gung, die Umwandlung in Gebieten mit einem ange-
spannten Wohnungsmarkt durch Satzung von einer be-
hördlichen Genehmigung abhängig zu machen. Diese 
neue Regelung sehen wir als wichtige Ergänzung der 
bereits bestehenden Ermächtigung.

Insgesamt wird den Gemeinden und Ländern damit ein 
Instrumentarium zur Verfügung gestellt, das sowohl die 
Sicherung bezahlbaren Wohnraums ermöglicht als auch 
die Interessen der Eigentümerinnen und Eigentümer 
angemessen berücksichtigt.

Aber, meine Damen und Herren, nicht nur die großen 
Städte und Gemeinden stehen im Fokus dieser Novelle 
des Baugesetzbuches: Auch die erforderliche Weiterent-
wicklung eher ländlich geprägter Räume ist nicht aus 
dem Blick geraten. So enthält der Gesetzentwurf eine 
maßvolle Weiterentwicklung der gesetzlichen Vorausset-
zungen für Wohnnutzung im Außenbereich. In die 
Baunutzungsverordnung wird außerdem die neue Bauge-
bietskategorie „Dörfliches Wohngebiet“ eingeführt. Es 
geht ja darum, das gemeinsame Miteinander von Woh-
nen, land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen, 
nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben sowie der 
Versorgung der Gebietsbevölkerung dienenden Hand-
werksbetrieben zu ermöglichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier liegt 
insgesamt ein sehr ausgewogener Gesetzentwurf vor. Im 
Interesse der Schaffung und Sicherung von bezahlbaren 
Wohnraum liegt es in der Verantwortung aller Beteilig-
ten, dass das Gesetz zügig in Kraft tritt. Wenn es jetzt 
noch gelingt, einige weitere Aspekte einzubringen, könn-
ten wir, denke ich, unser ambitioniertes Ziel noch besser 
erreichen. Es liegen Ihnen einige Plenaranträge vor:

Die Digitalisierung der Bauleitplanung – immer wie-
der gefordert und ganz besonders wichtig in der kom-
menden Zeit.

Ein weiterer Antrag hat die Preislimitierung bei der 
Ausübung kommunaler Vorkaufsrechte zum Gegenstand.

Und unser dritter Antrag betrifft die sogenannte Expe-
rimentierklausel bei Lärmkonflikten, meine Damen und 
Herren, ein Thema, über das wir eine lange Zeit in der 
Bauminister- und der Umweltministerkonferenz gespro-
chen haben und auch in der Baulandkommission. Die 
Experimentierklausel dient der Herstellung qualitätsvol-
ler Wohnverhältnisse, wenn Wohnbebauung an gewerbli-
che Nutzung heranrückt.

Sicherlich hätten sich einige noch mehr gewünscht. 
Ein Thema, meine Damen und Herren, das in den nächs-
ten Jahren noch vor uns liegt, sind die Share Deals und 
die Anwendbarkeit gemeindlicher Vorkaufsrechte im 
Rahmen dieser Share Deals unter bestimmten Vorausset-
zungen.

Für alle Maßnahmen im Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung gilt gemeinsam: Sie haben das Ziel, mehr be-
zahlbares Wohnen zu schaffen. Sie sind sachgerecht, mit 
Augenmaß entwickelt und allen Beteiligten gegenüber 
fair. Es gibt immer noch Ablehnung Einzelner, die ich
– das muss ich ganz deutlich sagen – nicht verstehen 
kann.

Meine Damen und Herren, ich appelliere vielmehr an 
alle Verantwortlichen, diese wichtige Initiative zur Ver-
besserung der Lebensverhältnisse von Millionen von 
Menschen in Deutschland entschlossen voranzubrin-
gen. – Vielen Dank.

Amtierende Präsidentin Birgit Honé: Vielen 
Dank, Frau Kollegin Stapelfeldt!

Nachdem das Pult desinfiziert wurde, hat das Wort 
Frau Ministerin Scharrenbach aus Nordrhein-Westfalen.

Ina Scharrenbach (Nordrhein-Westfalen): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wohnen ist Daseinsvorsorge. Wer würde diesen 
Satz nicht unterschreiben? Wir alle miteinander! Aber die 
Wohnungsmärkte der Bundesrepublik Deutschland sind 
sehr unterschiedlich. Wir haben sehr enge Märkte wie in 
den Stadtstaaten, wir haben sehr enge Märkte in den 
großen Städten der Republik, aber wir haben durchaus 
auch entspannte Märkte, mitunter verbunden mit Leer-
stand.

Wir haben in Nordrhein-Westfalen seit 2017 viele 
Maßnahmen ergriffen, um ein Mehr an Wohnungsbau zu 
ermöglichen. Das haben wir inzwischen auch hinbekom-
men. Wir haben die Bauordnung dereguliert. Wir haben 
Verfahren vereinfacht, verschlankt. Wir haben neue Initi-
ativen ergriffen, um zum Ausweis von mehr Bauland zu 
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kommen. Wir haben die Städte und Gemeinden gestärkt 
in ihren Instrumenten und scheitern aber immer wieder 
an bestimmten bundesrechtlichen Regelungen. Deswegen 
war die Einrichtung der Baulandkommission richtig – um 
das sehr deutlich vorweg zu sagen –, die damals unter 
Staatssekretär Wanderwitz getagt hat. Frau Dr. Stapel-
feldt war mit dabei und Vertreterinnen und Vertreter fünf 
weiterer Länder, unter anderem auch Nordrhein-
Westfalens.

Wir haben gerungen um die Regelungen. Aber dieser 
Gesetzentwurf der Bundesregierung stellt kein ausgewo-
genes Ergebnis dar. Wir haben gerungen um Erleichte-
rungen im Bauplanungsrecht, wir haben gerungen um 
Verschnellerungen im Planungsrecht, denn Bauland zu 
schaffen, heißt auch, schneller zu werden im Planungs-
recht.

Dieser Gesetzentwurf ist ein Eingriffsinstrument ge-
worden, mit Verschärfungen, aber weniger mit Erleichte-
rungen. Und wenn man es ganz streng nehmen würde, 
dann müsste man sagen: Es gibt einen einzigen Paragra-
fen in diesem Gesetzentwurf, der Bauland schafft, und 
das ist der § 13b. Den gab es schon mal, er war befristet, 
der Deutsche Bundestag hat ihn auslaufen lassen. Wir 
haben uns in der Länderkammer nicht auf eine Fortset-
zung verständigen können, und jetzt wird er wieder vor-
getragen.

Wir haben auch noch ein anderes Instrument gehabt, 
was wir uns gewünscht hätten, mit Beschluss der Länder-
kammer zu verlängern. Aber der Bundestag hat das Prin-
zip auslaufen lassen, § 246, auch darüber haben wir uns 
miteinander ausgetauscht. Was ist dabei rausgekommen? 
Ein Baugebot, das aus Sicht der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung in die Eigentumsrechte eingreift und 
daher abgelehnt wird. Es ist beim Baugebot aber auch 
offensichtlich eine Ausgestaltung herausgekommen, die 
ausschließlich dem Zweck dient, zugunsten von genann-
ten Wohnungsunternehmen Eigentum an Grundstücken 
zu verschaffen. Das ist vom Prinzip her als staatliches 
Eingriffsinstrument doch eher fragwürdig, auch das Um-
wandlungsgebot. Wir haben darüber diskutiert, und wir 
haben das auch formuliert. Ich habe auch wahrgenom-
men, was insbesondere Hamburg und Berlin gesagt ha-
ben: Die Milieuschutzsatzung aus dem § 172 Baugesetz-
buch greift nicht so richtig. – Darüber haben wir disku-
tiert. Aber das, was jetzt hier der Vorschlag ist, geht zu 
weit, weil es in die Eigentumsrechte nach Artikel 14 
Grundgesetz eingreift, einer besonderen Rechtfertigung 
bedarf. Dessen hätte es letztendlich in dieser Form nicht 
bedurft.

Und so gibt es viele weitere massive Eingriffe, die 
durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung in das 
BauGB zum Tragen kommen sollen. Nur die eigentlich 
wichtigen Instrumente, die Beschleunigung von Pla-
nungsverfahren und das schnellere Herankommen an 
Grundstücke, immer in der perspektivischen Vorausent-
wicklung von Städten und Gemeinden, die ja die Träge-

rinnen der hoheitlichen Planung sind, sind nicht Gegen-
stand in diesem Gesetzentwurf. Der Bundesrat wird sich 
natürlich nur fragmentarisch mit einzelnen Punkten die-
ses Gesetzes beschäftigen. Aber in Summe ist es nicht 
ausgewogen, was durch die Bundesregierung vorgelegt 
wurde. Was ich – Staatssekretär Vogel wird gleich spre-
chen – nicht nachvollziehen kann, ist, dass Sie Hände, die 
Ihnen zum Dialog gereicht wurden, noch nicht einmal 
angenommen haben, um zu gucken, dass man das ausge-
wogen hinbekommt und auch mit breiter Zustimmung 
versehen kann. Das enttäuscht.

Und eines gestatten Sie mir auch noch – das nächste 
Vorhaben wird uns ja noch ereilen, aber da bin ich der 
Bauministerkonferenz wiederum sehr dankbar –: Die 
Bauministerkonferenz hat sich sehr frühzeitig mit großer 
Mehrheit gegen eine Änderung des Telekommunikati-
onsgesetzes und die Abschaffung der Umlagefähigkeit 
von Breitbandversorgung auf die Mieten ausgesprochen, 
weil wir in großer Übereinstimmung formuliert haben
– und da in der Tat länderübergreifend –, dass das, was 
die Bundesregierung erneut vorlegt, nicht im Interesse 
von Mieterinnen und Mietern ist. Insofern freue ich mich 
an dieser Stelle auf die Diskussion im neuen Jahr. – Herz-
lichen Dank.

Amtierende Präsidentin Birgit Honé: Vielen 
Dank, Frau Kollegin Scharrenbach!

Das Wort hat nunmehr Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Vogel aus dem Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat.

Volkmar Vogel, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern, für Bau und Heimat: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte den 
Gedanken von Frau Ministerin Scharrenbach aufgreifen 
und ergänzen: Wohnen ist auch eine soziale Frage, und 
der sind wir alle verpflichtet. Deswegen beraten wir heute 
auch die Anträge zu einem Gesetzentwurf, der einen 
weiteren Beitrag für bezahlbares Wohnen in Deutschland 
leisten soll.

Insbesondere in den Ballungszentren und auch in ein-
zelnen Metropolen herrscht seit einigen Jahren erkennba-
re Wohnungsknappheit. Auch wenn bereits nahezu alle 
zentralen Maßnahmen des Wohngipfels umgesetzt sind 
und sich in der Folge bereits ein positiver Trend im
Wohnungsbau abzeichnet, bleibt es bei dem Grundsatz: 
Wir müssen weiter an jeder möglichen Stellschraube 
drehen, um mehr Wohnungsbau zu ermöglichen.

Für uns heißt das konkret, dass wir vor allen Dingen 
die Kommunen bei der Aktivierung von Bauland und der 
Sicherung bezahlbaren Wohnens unterstützen müssen. 
Dies haben CDU/CSU und SPD in ihrem Koalitionsver-
trag aus dem Jahre 2018 vereinbart, und dies gilt es auch 
bis heute voranzutreiben.
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Uns war von Beginn an klar: Dies gelingt nur im Zu-
sammenwirken und als Gemeinschaftsaufgabe zwischen 
Bund, unseren Ländern und den Kommunen. Dazu haben
wir wie bereits angesprochen die Baulandkommission ins 
Leben gerufen. Gemeinsam wurden konkrete Maßnah-
men zur Verbesserung rechtlicher Rahmenbedingungen 
sowie Instrumente der Baulandbereitstellung erarbeitet. 
Die Kommunen sind die Verantwortlichen für die städte-
bauliche Entwicklung und Bauleitplanung. Vor allen 
Dingen ihnen soll erleichtert werden, Bauland zu mobili-
sieren und schneller bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. 
Zudem haben wir gemeinsam auf dem Wohngipfel 2018 
die Reduzierung der Möglichkeiten, Wohnungen in Ei-
gentumswohnungen umzuwandeln, vereinbart.

Der vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf eines 
Baulandmobilisierungsgesetzes beinhaltet Anpassungen 
und Ergänzungen des Baugesetzbuches und der Baunut-
zungsverordnung und soll der Erleichterung einer aktiven 
kommunalen Bodenpolitik dienen. Lassen Sie mich eini-
ge zentrale Regelungen hervorheben, die auch schon von 
Frau Senatorin Stapelfeldt angesprochen worden sind.

Wir schaffen einen neuen sektoralen Bebauungsplan 
Wohnraumversorgung. Damit kann im unbebauten In-
nenbereich ein Plan speziell für den Wohnungsbau aufge-
stellt werden. Das Prüfprogramm für Bauleitpläne soll 
damit erheblich verkürzt werden und den Gemeinden 
spürbar mehr Zeit und Arbeitserleichterungen bringen.

Wir wollen das gemeindliche Vorkaufsrecht unter be-
stimmten Voraussetzungen kommunalfreundlicher gestal-
ten. Die Kommunen sollen im Fall von sogenannten 
Schrottimmobilien, die aufgrund ihrer baulichen Ver-
wahrlosung negativ auf ihr Umfeld und ihre Umgebung 
ausstrahlen, ein Vorkaufsrecht erhalten. Die Kommunen 
sollen bei angespannten Wohnungsmärkten auch ein 
Vorkaufsrecht für unbebaute und brachliegende Grund-
stücke erhalten.

Zudem soll, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
der Wohnungsbau durch Verfahrenserleichterungen im 
Innenbereich beschleunigt werden. Es sollen zusätzliche 
Befreiungen von der Festsetzung des Bebauungsplans
möglich werden, wenn die Wohnbedürfnisse dies erfor-
dern. Somit sind keine zeitaufwendigen Änderungen des 
Planes mehr erforderlich. Abweichungen von Erforder-
nissen des Einfügens nach § 34 Baugesetzbuch sollen 
auch in mehreren vergleichbaren Fällen möglich sein. 
Des Weiteren sollen Orientierungswerte statt Grenzwerte 
für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung in 
der Baunutzungsverordnung unter anderem auch die 
Möglichkeit des Dachgeschossausbaus und von Anbauten 
erleichtern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, letztlich, aber nicht zuletzt, sondern 
nur, um es noch einmal besonders zu betonen und her-
vorzuheben, sei noch die Flexibilisierung des Baupla-
nungsrechtes vor dem Hintergrund des Strukturwandels 

im ländlichen Raum erwähnt. Die neue Baugebietskate-
gorie „Dörfliches Wohngebiet“ soll wie bereits dargelegt 
in den sich stark wandelnden ländlichen Räumen ein 
einvernehmliches Nebeneinander von Wohnen, landwirt-
schaftlichen Betrieben und gewerblicher Nutzung sowie 
die Umnutzung und Lückenbebauung ermöglichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich wage zu 
behaupten, dass wir uns darin einig sind, dass die verein-
fachte Baulandbereitstellung eine wichtige Stellschraube 
ist für mehr und vor allen Dingen auch preiswerteren 
Wohnungsbau, dass insofern Handlungsbedarf besteht 
und dass wir dem Gesetzgebungsvorhaben deswegen 
gemeinsam auch zum Erfolg verhelfen wollen.

Viele der heute vorliegenden Anträge gehen über die 
Ergebnisse der Baulandkommission hinaus, manche 
waren bereits in der Baulandkommission Thema und 
nicht mehrheitsfähig, manche enthalten auch gänzlich 
neue Regelungsvorschläge, die keinen Bezug zur Bau-
landmobilisierung haben.

Aber nichtsdestotrotz – und davon bin ich überzeugt –: 
Wir sollten das Gesetzgebungsverfahren angesichts des 
Zeitdruckes nicht mit neuen, zum Teil sehr komplexen 
Regelungsvorschlägen überfrachten, die vertiefte Prüfun-
gen erfordern und nicht ohne Weiteres mit den absehba-
ren Folgewirkungen in Einklang zu bringen sind. Wir 
sollten uns vielmehr gemeinsam darum bemühen und es 
sollte uns daran gelegen sein, dass wir noch in dieser 
Legislaturperiode einen weiteren Meilenstein für den 
bezahlbaren Wohnraum legen. Denn, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Kommunen, egal ob Stadt 
oder auf dem Land, warten dringend darauf.

Ich möchte an Sie appellieren, dieses Ziel des Gesetz-
gebungsverfahrens im Blick zu behalten. Fördern Sie 
daher ein möglichst schnelles Inkrafttreten des vorliegen-
den Entwurfs des Baulandmobilisierungsgesetzes. Ich 
kann Ihnen versichern, dass die Bundesregierung diesbe-
züglich zu weiteren Gesprächen und auch zu weiteren 
möglichen Übereinkünften bereit ist.

Frau Präsidentin, es sei mir noch gestattet, dass ich 
Ihnen von hier aus ein frohes, gesegnetes Weihnachtsfest 
wünsche, ein gesundes 2021, vor allen Dingen dass wir 
alle gesund bleiben. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

Amtierende Präsidentin Birgit Honé: Vielen 
Dank, Herr Kollege Vogel! Das wünschen wir Ihnen 
auch.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen oder Erklä-
rungen zu Protokoll vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu liegen Ihnen die 
Ausschussempfehlungen und acht Landesanträge vor.
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Ich beginne mit den Ausschussempfehlungen und rufe 
auf:

Ziffer 1! – Minderheit.

Ziffer 2! – Mehrheit.

Ziffer 3! – Minderheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Ziffer 5! – Minderheit.

Ziffer 25! – Mehrheit.

Ziffer 26! – Minderheit.

Ziffer 6 wird nach Buchstaben getrennt abgestimmt. 
Bitte Ihr Handzeichen für:

Buchstabe a! – Mehrheit.

Buchstabe b! – Mehrheit.

Wer stimmt für den Landesantrag in Drucksache 
686/7? – Minderheit.

Ziffer 8! – Minderheit.

Ziffer 9! – Minderheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 12! – Minderheit.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Ziffer 15! – Minderheit.

Ziffer 16! – Mehrheit.

Wer stimmt für den Landesantrag in Drucksache 
686/8? – Minderheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Ziffer 18! – Mehrheit.

Ziffer 19! – Mehrheit.

Ziffer 20! – Minderheit.

Ziffer 21! – Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für den Landesantrag in Druck-
sache 686/2! – Minderheit.

Wer stimmt für den Landesantrag in Drucksache 
686/3? – Mehrheit.

Ziffer 22! – Minderheit.

Ziffer 23! – Minderheit.

Ziffer 24! – Minderheit.

Wer stimmt für den Landesantrag in Drucksache 
686/4? – Minderheit.

Ziffer 27! – Minderheit.

Ziffer 28! – Mehrheit.

Ziffer 29! – Mehrheit.

Ziffer 30! – Mehrheit.

Ziffer 31! – Minderheit.

Ziffer 32! – Minderheit.

Ziffer 33! – Minderheit.

Wer stimmt für den Landesantrag in Drucksache 
686/5? – Minderheit.

Ziffer 34! – Minderheit.

Ziffer 36! – Deutliche Minderheit.

Ziffer 37! – Mehrheit.

Ziffer 39! – Mehrheit.

Ziffer 40! – Mehrheit.

Damit entfällt der Landesantrag in Drucksache 686/6.

Ziffer 41! – Mehrheit.

Wer stimmt für den Landesantrag in Drucksache 
686/9? – Minderheit.

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:
TOP 19

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Bewältigung von Kri-
sensituationen und Situationen höherer Gewalt im 
Bereich Migration und Asyl
COM(2020) 613 final; Ratsdok. 11207/20
(Drucksache 637/20, zu Drucksache 637/20)

Es liegen keine Wortmeldungen oder Erklärungen zu 
Protokoll vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Minderheit.
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Ziffer 2! – Mehrheit.

Ziffern 3 und 5 gemeinsam! – Mehrheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:
TOP 20

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einführung des 
Screenings von Drittstaatsangehörigen an den 
Außengrenzen und zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 
2018/1240 und (EU) 2019/817
COM(2020) 612 final; Ratsdok. 11224/20
(Drucksache 653/20, zu Drucksache 653/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-

rung zu Protokoll1 hat Herr Minister Professor 
Dr. Hoff (Thüringen) abgegeben.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Minderheit.

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffer 3! – Minderheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Ziffer 5! – Minderheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Minderheit.

Ziffer 8, zunächst nur Satz 1! – Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für Satz 2 der Ziffer 8! – Min-
derheit.

Ziffer 9! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:
TOP 21

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates über angemessene Mindest-
löhne in der Europäischen Union

1 Anlage 13

COM(2020) 682 final; Ratsdok. 12477/20
(Drucksache 649/20, zu Drucksache 649/20)

Es liegen weder Wortmeldungen noch Erklärungen zu 
Protokoll vor.

Wir stimmten über die Ausschussempfehlungen ab. 
Ich rufe auf:

Ziffern 1, 2 und 3 gemeinsam! – Minderheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Ziffer 5! – Minderheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Minderheit.

Ziffer 8! – Minderheit.

Ziffer 9! – Minderheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 11! – Minderheit.

Ziffer 12! – Minderheit.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Ziffer 15! – Minderheit.

Ziffer 16! – Minderheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Ziffer 18! – Minderheit.

Ziffer 19! – Minderheit.

Ziffer 20! – Minderheit.

Ziffer 21! – Minderheit.

Ziffer 22! – Minderheit.

Damit erübrigt sich eine Abstimmung zu Ziffer 23.

Wer ist entsprechend Ziffer 24 der Ausschussempfeh-
lungen dafür, von der Vorlage Kenntnis zu nehmen? –
Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:
TOP 31

Jahressteuergesetz 2020 (Jahressteuergesetz 2020 –
JStG 2020) (Drucksache 746/20)
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Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-

rung zu Protokoll1 hat Herr Minister Dr. Holthoff-
Pförtner (Nordrhein-Westfalen) abgegeben.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor.

Wer entsprechend Ziffer 1 dem Gesetz zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Wir haben nun noch über die in Ziffern 2 und 3 emp-
fohlene Entschließung abzustimmen. Ich rufe auf:

Ziffer 2, zunächst ohne Buchstaben c! – Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen für Buchstaben c! – Minderheit.

Ziffer 3! – Minderheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetz eine Ent-
schließung gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 32:
TOP 32

Entschließung des Bundesrates für eine geänderte 
Regelung zu Ausgleichszahlungen für Kranken-
häuser (Freihaltepauschale) – Antrag des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern gemäß § 36 Absatz 2 GO 
BR – (Drucksache 741/20)

Dem Antrag sind Bremen und Thüringen beigetre-
ten.

Es liegen keine Wortmeldungen oder Erklärungen zu 
Protokoll vor.

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden. 
Mecklenburg-Vorpommern hat beantragt, bereits heute in 
der Sache zu entscheiden. Wer stimmt dafür? – Mehrheit.

Damit entscheiden wir heute in der Sache.

Wer stimmt dafür, die Entschließung zu fassen? –
Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 34 auf:
TOP 34

Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-
Ordnung und der Vierundfünfzigsten Verordnung 
zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschrif-
ten (Drucksache 748/20)

Es liegen keine Wortmeldungen oder Erklärungen zu 
Protokoll vor.

1 Anlage 14

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegt Ihnen ein 
Antrag des Freistaates Bayern vor. Wer stimmt diesem 
Antrag zu? – Das ist eine Minderheit.

Dann frage ich, wer der Verordnung entsprechend der 
Empfehlung der Ausschüsse unverändert zustimmen 
möchte. – Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 36:
TOP 36

Entschließung des Bundesrates – Rentenbenachtei-
ligung jüdischer Zuwanderinnen und Zuwande-
rer beenden – Antrag der Länder Bremen, Hamburg, 
Thüringen gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksa-
che 754/20)

Es liegen keine Wortmeldungen oder Erklärungen zu 
Protokoll vor.

Ich weise die Vorlage folgenden Ausschüssen zu: dem 
Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik
– federführend – sowie – mitberatend – dem Ausschuss 
für Familie und Senioren.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 37:
TOP 37

Entschließung des Bundesrates zum Verbot einer 
Beförderung von Tieren in bestimmte Drittstaa-
ten – Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen gemäß 
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 755/20)

Es liegen keine Wortmeldungen oder Erklärungen zu 
Protokoll vor.

Ich weise die Vorlage dem Ausschuss für Agrarpoli-
tik und Verbraucherschutz zur weiteren Beratung zu.

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 39:
TOP 39

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1367/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 6. September 2006 über 
die Anwendung der Bestimmungen des Überein-
kommens von Århus über den Zugang zu Informa-
tionen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entschei-
dungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten auf Organe und Einrichtun-
gen der Gemeinschaft
COM(2020) 642 final; Ratsdok. 11853/20 – Antrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen gemäß § 35 GO 
BR –
(Drucksache 622/20, zu Drucksache 622/20)
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Es liegen keine Wortmeldungen oder Erklärungen zu 
Protokoll vor.

Die beteiligten Ausschüsse empfehlen, von der Vorla-
ge Kenntnis zu nehmen.

Es liegt jedoch ein Landesantrag vor, über den wir ab-
zustimmen haben. Ich erbitte dafür Ihr Handzeichen. –
Das ist eine Minderheit.

Ich stelle fest, dass der Bundesrat von der Vorlage 
Kenntnis genommen hat.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 40 auf:
TOP 40

Gesetz über eine einmalige Sonderzahlung aus An-
lass der COVID-19-Pandemie an Besoldungs- und 
Wehrsoldempfänger (Drucksache 760/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Je eine Erklä-

rung zu Protokoll1 abgegeben haben Frau Ministerin 
Honé (Niedersachsen), Herr Minister Dr. Buchholz
(Schleswig-Holstein) und Herr Staatsminister
Dr. Hoppenstedt (Bundeskanzleramt).

Durch die vom Bundestag beschlossenen Änderungen 
ist das Gesetz nun zustimmungspflichtig.

Wer dem Gesetz zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 41 auf:
TOP 41

Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbe-
freiungsverfahrens und zur Anpassung pandemie-
bedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genos-
senschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im 
Miet- und Pachtrecht (Drucksache 761/20)

Wortmeldungen oder Erklärungen zu Protokoll liegen 
nicht vor.

Ausschussberatungen haben zu diesem Gesetz nicht 
stattgefunden. Auch Landesanträge auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses liegen nicht vor.

Daher stelle ich fest, dass zu dem Gesetz der Vermitt-
lungsausschuss n i c h t  angerufen wird.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

1 Anlagen 15 bis 17

Ich rufe Tagesordnungspunkt 42 auf:
TOP 42

Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und In-
solvenzrechts (Sanierungs- und Insolvenzrechts-
fortentwicklungsgesetz – SanInsFoG) (Drucksache 
762/20)

Wortmeldungen oder Erklärungen zu Protokoll liegen 
nicht vor.

Ausschussberatungen haben zu diesem Gesetz nicht 
stattgefunden. Auch Landesanträge auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses liegen nicht vor.

Dann stelle ich fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
der Vermittlungsausschuss n i c h t  anruft.

Ich schließe auch diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 44 auf:
TOP 44

Dritte Verordnung zur Änderung der Ersten Verord-
nung zum Sprengstoffgesetz (Drucksache 765/20)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-

rung zu Protokoll2 hat Herr Minister Dr. Holthoff-
Pförtner (Nordrhein-Westfalen) für Herr Minister 
Laumann abgegeben.

Wer der Verordnung zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung zuge-
stimmt.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Sie merken: Wir nähern uns sehr zügig dem Ende. Wir 
haben die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein 
auf Freitag, den 12. Februar 2021, 9.30 Uhr.

Ich wünsche Ihnen allen ein wunderbares Weihnachts-
fest und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

Auch ich möchte schließen mit dem eindringlichen 
Wunsch: Bleiben Sie gesund!

Die Sitzung ist geschlossen.

(Beifall)

(Schluss: 12.32 Uhr)

2 Anlage 18
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Beschlüsse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Einrichtung der Single-Window-Umgebung der Europäischen Union für den 
Zoll und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013
COM(2020) 673 final; Ratsdok. 12529/20

(Drucksache 648/20, zu Drucksache 648/20)

Ausschusszuweisung: EU – Wi

Beschluss: Kenntnisnahme

Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Einrichtung von Eurodac für den Abgleich biometrischer 
Daten zum Zwecke der effektiven Anwendung der Verordnung (EU) xxx/xxx 

(Verordnung über Asyl- und Migrationsmanagement) und der Verordnung 
(EU) xxx/xxx (Neuansiedlungsverordnung), für die Feststellung der Identität 
illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser und über der Gefah-

renabwehr und Strafverfolgung dienende Anträge der Gefahrenabwehr- und 
Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich 
mit Eurodac-Daten sowie zur Änderung der Verordnungen (EU) 2018/1240 

und (EU) 2019/818
COM(2020) 614 final

(Drucksache 679/20, zu Drucksache 679/20)

Ausschusszuweisung: EU – In – R

Beschluss: Kenntnisnahme

Feststellung gemäß § 34 GO BR

Einspruch gegen die Berichte über die 996. und die 
997. Sitzung ist nicht eingelegt worden. Damit gel-
ten die Berichte gemäß § 34 GO BR als genehmigt.
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Anlage 1

Umdruck 10/2020

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der 
998. Sitzung des Bundesrates möge der Bundesrat 
gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schlägen beschließen:

I.

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses nicht zu stellen: 

Punkt 2

Gesetz zur Verbesserung der Transparenz in der Al-
terssicherung und der Rehabilitation sowie zur Moder-
nisierung der Sozialversicherungswahlen und zur Än-
derung anderer Gesetze (Gesetz Digitale Rentenüber-
sicht) (Drucksache 715/20)

Punkt 6

Gesetz zur Änderung des Bundesarchivgesetzes, des
Stasi-Unterlagen-Gesetzes und zur Einrichtung ei-
ner oder eines SED-Opferbeauftragten (Drucksache 
719/20)

Punkt 7

Gesetz zur Verbesserung des Verbraucherschutzes 
im Inkassorecht und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (Drucksache 720/20, zu Drucksache 720/20)

Punkt 8

Gesetz zur Änderung des Justizkosten- und des 
Rechtsanwaltsvergütungsrechts und zur Änderung des 
Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-
Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrens-
recht (Kostenrechtsänderungsgesetz 2021 – Kost-
RÄG 2021) (Drucksache 721/20)

Punkt 9

Erstes Gesetz zur Änderung des Verpackungsgeset-
zes (Drucksache 722/20)

Punkt 11

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 5. Mai 2020 zur 
Beendigung bilateraler Investitionsschutzverträge
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on (Drucksache 724/20)

II.

Dem Gesetz zuzustimmen: 

Punkt 3

Zehntes Gesetz zur Änderung des Weingesetzes
(Drucksache 716/20)

III.

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu 
erheben: 

Punkt 14

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafge-
setzbuches - Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/713 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
April 2019 zur Bekämpfung von Betrug und Fäl-
schung im Zusammenhang mit unbaren Zah-
lungsmitteln und zur Ersetzung des Rahmenbeschlus-
ses 2001/413/JI des Rates (Drucksache 682/20)

Punkt 17

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
GRW-Gesetzes (Drucksache 685/20)

IV.

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Emp-
fehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stellungnah-
men abzugeben: 

Punkt 15

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Vereinfachung 
und Modernisierung des Patentrechts (Drucksache 
683/20, Drucksache 683/1/20)

Punkt 16

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Verord-
nung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über europäische Unternehmensstatistiken zur 
Aufhebung von zehn Rechtsakten im Bereich Unter-
nehmensstatistiken und zur Änderung anderer Statis-
tikgesetze (Drucksache 684/20, Drucksache 684/1/20)

V.

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:

Punkt 22

Verordnung zur Fortentwicklung des Rohmilchgüte-
rechts (Drucksache 676/20)
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Punkt 23

Verordnung zu § 27 Absatz 15 des Umwandlungs-
steuergesetzes (Drucksache 677/20)

Punkt 25

... Verordnung zur Änderung der Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
(Drucksache 687/20)

Punkt 26

Siebte Verordnung zu dem Übereinkommen vom 
9. September 1996 über die Sammlung, Abgabe und 
Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnen-
schifffahrt (7. CDNI-Verordnung – 7. CDNI-V) 
(Drucksache 678/20, zu Drucksache 678/20)

Punkt 33

Zweite Verordnung zur Änderung der Beschäfti-
gungsverordnung und der Aufenthaltsverordnung
(Drucksache 747/20)

VI.

Der Verordnung zuzustimmen und die in der Emp-
fehlungsdrucksache angeführte Entschließung zu 
fassen: 

Punkt 24

Vierte Verordnung zur Änderung der Mitteilungsver-
ordnung (Drucksache 693/20, Drucksache 693/1/20)

VII.

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu 
beschließen: 

Punkt 27

a) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in 
Beratungsgremien der Europäischen Union 
(Veterinärpharmazeutischer Ausschuss der 
Kommission und Ständiger Ausschuss für 
Tierarzneimittel der Kommission (Komitolo-
gieausschuss)) (Drucksache 697/20, Drucksache 
697/1/20)

b) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in 
Beratungsgremien der Europäischen Union für 
den Ausschuss der Kommission nach Artikel 
114 der Verordnung (EU) 2017/745 über Medi-
zinprodukte (Komitologie-Ausschuss „Medi-
zinprodukte“) (Drucksache 707/20, Drucksache 
707/1/20)

c) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in 
Beratungsgremien der Europäischen Union für 
das Unionsnetzwerk für Produktkonformität
der Kommission nach Artikel 29 der Verord-
nung (EU) 2019/1020 über Marktüberwachung 
und die Konformität von Produkten (Drucksache 
712/20, Drucksache 712/1/20)

Punkt 35

Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in 
Beratungsgremien der Europäischen Union (Druck-
sache 450/20)

VIII.

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache 
bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem Bei-
tritt abzusehen:

Punkt 28

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 728/20, zu Drucksache 728/20)

Anlage 2

Erklärung

von Minister Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff
(Thüringen)

zu Punkt 2 der Tagesordnung

Das grundlegende Ziel des Gesetzes, eine Digitale 
Rentenübersicht zu entwickeln und einzuführen, die es 
Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, Informationen über 
ihre jeweiligen Ansprüche aus der gesetzlichen, betriebli-
chen und privaten Altersvorsorge über ein Portal abzuru-
fen, ist zu begrüßen. 

Allerdings sollte diese umfassende Renteninformation 
den Versicherten nicht nur digital, sondern bei Bedarf 
auch in Papierform zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. Eine digitale Bereitstellung ist zwar zeitgemäß, zu 
bedenken ist allerdings, dass nicht alle Personen, denen 
diese Informationen zukommen sollen, über einen Inter-
netzugang verfügen bzw. diesen regelmäßig nutzen. Eine 
ausschließlich elektronische Zurverfügungstellung oder 
Abrufbarkeit kann auch eine zu hohe Zugangshürde mit 
der Folge einer Nichtnutzung darstellen.

Wie im Gesetz richtigerweise aufgeführt wird, ist das 
System der Altersvorsorge in Deutschland sehr komplex. 
Die derzeit von vielen Anbietern und Trägern der gesetz-
lichen, betrieblichen und privaten Altersvorsorge regel-
mäßig zur Verfügung gestellten Informationen oder 
Standmitteilungen weisen deutliche Unterschiede in der 
Darstellung auf. Sie sind zudem für die Bürgerinnen und 
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Bürger nicht immer leicht verständlich und nur sehr be-
dingt geeignet, um einen Gesamtüberblick und eine rea-
listische Einschätzung zu den bereits erreichten oder 
erreichbaren Versorgungsleistungen im Alter zu erhalten. 
Um über regelmäßige, möglichst vollständige, verständli-
che, verlässliche und vergleichbare Informationen eine 
Kenntnis zum Stand der individuellen Alterssicherung zu 
erlangen, dürfen die Werte aus den Standmitteilungen 
nicht einfach nebeneinandergestellt werden. Vielmehr ist 
sicherzustellen, dass die Angaben der verschiedenen 
Träger auch tatsächlich vergleichbar sind und somit ver-
antwortungsvolle Planungen sowie Entscheidungen er-
lauben. Möglich könnte das zum Beispiel mittels einer 
Umrechnung der jeweils ausgewiesenen Leistungen auf 
Basis einer angenommenen Lohnentwicklung und unter 
Einbeziehung weiterer Randbedingungen in heutige Wer-
te sein. Ergänzend zu einer so ausgestalteten Digitalen 
Rentenübersicht ist auch die Einrichtung einer unabhän-
gigen Beratungsstelle, die die Versicherten ohne Ver-
kaufsinteressen über ihre Möglichkeiten zur weiteren 
Altersvorsorge berät, zu empfehlen.

Des Weiteren bringt das Gesetz Änderungen bei den 
Sozialversicherungswahlen mit sich. Diese gehen in die 
richtige Richtung, könnten aber ambitionierter sein. Zum 
einen müssten hier auch die Sozialverbände beteiligt und 
berechtigt werden, Vorschlagslisten einzureichen. Zudem 
sollte mindestens perspektivisch eine paritätische Ge-
schlechterquotierung angestrebt werden.

Bedenken bestehen von hiesiger Seite zur Neurege-
lung für die Beschaffung von Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation. Diese scheinen geeignet zu sein, die 
Inanspruchnahme der Leistungen zur Teilhabe oder Re-
habilitation bei Personen zu behindern, bei denen der 
Rentenversicherungsträger zu der Auffassung gelangt, 
dass die Leistung auch neben einer Beschäftigung oder 
selbständigen Tätigkeit erbracht werden kann. Zwar 
sollen Gründe für Teilzeitbeschäftigungen, zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder die jeweilige 
familiäre Situation bei der Entscheidung angemessen 
berücksichtigt werden. Gleichwohl stellt diese Bestim-
mung für die Versicherten eine Einschränkung dar.

Anlage 3

Erklärung

von Ministerin Anne-Marie Keding
(Sachsen-Anhalt)

zu Punkt 6 der Tagesordnung

Das Gesetz zur Änderung des Bundesarchivgesetzes, 
des Stasi-Unterlagen-Gesetzes und zur Einrichtung 
eines oder einer SED-Opferbeauftragten ist ein wich-
tiger Baustein zur Stärkung der demokratischen Kultur in 
Deutschland. Insbesondere die Einrichtung eines oder 
einer SED-Opferbeauftragten wird in Politik und Öffent-

lichkeit dazu beitragen, die Opfer der SED-Diktatur und 
der kommunistischen Herrschaft in Deutschland sichtba-
rer werden zu lassen, und setzt damit bereits Empfehlun-
gen der Kommission „30 Jahre Friedliche Revolution und 
Deutsche Einheit“ um. Diese hat in ihrem Abschlussbe-
richt unlängst angeraten, politisch Verfolgte, Opfer und 
Benachteiligte des SED-Regimes für ihren Einsatz für 
Freiheit und Demokratie in der Öffentlichkeit wirksamer 
zu würdigen.

In Sachsen-Anhalt befinden sich zahlreiche Orte des 
Gedenkens an die Verbrechen während der Zeit der sow-
jetischen Besatzung und der SED-Diktatur. Wir wollen 
eine Erinnerungskultur im Land etablieren, die Bildungs-
arbeit an den Gedenkstätten fördern und die zivilgesell-
schaftlichen Gruppen und Kommunen, die sich hierfür 
aktiv einbringen, unterstützen.

Ich möchte ausdrücklich betonen: Sachsen-Anhalt 
steht an der Seite der Opfer des SED-Regimes und an der 
Seite ihrer Verbände. Die Aufarbeitung des SED-
Unrechtsregimes ist, insbesondere aus Sicht der Opfer, 
noch nicht abgeschlossen. Geschehenes Unrecht ist wei-
terhin konsequent aufzuarbeiten. Der langwierige Prozess 
der Aufarbeitung darf nicht erschwert und schon gar 
nicht abgebrochen werden. Dafür ist das vorliegende 
Gesetz von besonderer Bedeutung.

Mit dem Stasi-Unterlagen-Gesetz aus dem Jahr 1991 
wurde eine rechtsstaatliche Grundlage geschaffen, die in 
dieser Form und in diesem Umfang weltweit einmalig ist. 
Bürgerinnen und Bürgern wurde es ermöglicht, Zugang 
zu Informationen zu erhalten, die ein Staatsapparat men-
schenrechtswidrig über sie erfasst hatte. Zusätzlich konn-
ten die Unterlagen zu Zwecken der historischen, politi-
schen und juristischen Aufarbeitung verwendet werden. 
Das Stasi-Unterlagen-Gesetz hat sich seit seiner Verab-
schiedung vor fast 30 Jahren bewährt und durch die Si-
cherung der Dokumente die Grundlage für die Arbeit des 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatsicher-
heitsdienstes geschaffen. Mit diesem Gesetz hat Deutsch-
land einen unverzichtbaren Beitrag zur Aufklärung men-
schenrechtswidriger Verhältnisse einer Diktatur geleistet. 
Es ist damit weltweit Vorbild für andere Länder gewor-
den.

Das vorliegende Gesetz schafft Strukturen für die dau-
erhafte Sicherung der Stasi-Unterlagen und setzt somit 
die besondere Funktion des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 
fort. Mit dem Wechsel der Zuständigkeit für die Bestände 
des Stasi-Unterlagen-Archivs vom Bundesbeauftragten 
auf das Bundesarchiv bleiben die bislang geltenden 
Grundsätze für die Verwahrung der Unterlagen, den 
Zugang zu ihnen und deren Bedeutung weiterhin ge-
wahrt.

Mit dem zukünftigen Gesetz wird ein Opferbeauftrag-
ter beim Deutschen Bundestag etabliert. Dieser wird sich 
als Ombudsperson für die Opfer der SED-Diktatur und 
der kommunistischen Herrschaft in der Sowjetischen 
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Besatzungszone einsetzen und, was für die Landesregie-
rung von Sachsen-Anhalt von besonderer Bedeutung ist, 
in Politik und Öffentlichkeit dafür werben, dass das 
Schicksal der Opfer des Kommunismus in Deutschland 
nachhaltig gewürdigt wird. Er wird in Zukunft den Deut-
schen Bundestag und seine Ausschüsse, die Bundesregie-
rung und andere öffentliche Einrichtungen beraten und 
sogar im europäischen und internationalen Rahmen tätig 
sein können. Das stärkt die Stellung der Opfer.

Die geltenden Bestimmungen für die Aufgaben und 
die Zusammenarbeit mit den Landesbeauftragten, die 
unmittelbar mit dem Stasi-Unterlagen-Archiv arbeiten, 
bleiben bestehen. Die Landesbeauftragten, die vor Ort die 
Beratung der Betroffenen übernehmen und bei der Ak-
teneinsicht behilflich sind, tragen den Hauptanteil am 
Gelingen des Opferausgleichs und sind deshalb auch 
nach 30 Jahren unverzichtbar. In Sachsen-Anhalt ist die 
Zahl der Anträge auf persönliche Akteneinsicht in Stasi-
Unterlagen im letzten Jahr nochmals erheblich gestiegen. 
In den beiden Außenstellen des Bundesbeauftragten für 
die Stasi-Unterlagen in Magdeburg und Halle (Saale) 
wurden insgesamt 7.057 Einsichtsanträge registriert. 
Hierunter waren rund 4.000 Neuanträge. Das allein zeigt 
die Notwendigkeit des Weiterbestandes der geltenden 
Praxis.

Aus diesen genannten Gründen unterstützt die Landes-
regierung Sachsen-Anhalt dieses Gesetzgebungsvorha-
ben. Wir verbinden damit gleichzeitig die Hoffnung, dass 
mit der Neustruktur in Verbindung mit dem bislang Alt-
bewährten die betroffenen Bürgerinnen und Bürger auch 
in Zukunft die Möglichkeit haben, ihr eigenes persönli-
ches Schicksal während der SED-Diktatur aufzuarbeiten 
und zu verarbeiten.

Anlage 4

Erklärung

von Minister Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff
(Thüringen)

zu Punkt 6 der Tagesordnung

Mehr als 30 Jahre nach der Friedlichen Revolution 
werden nun mit dem vorliegenden Gesetz zur Änderung 
des Bundesarchivgesetzes, des Stasiunterlagen-
Gesetzes und zur Einrichtung einer oder eines SED-
Opferbeauftragten die Akten des Ministeriums für 
Staatssicherheit der ehemaligen DDR in den Zuständig-
keitsbereich des Bundesarchivs eingegliedert, dort dauer-
haft gesichert und besser nutzbar gemacht. Das Recht auf 
Akteneinsicht, welches das Stasi-Unterlagengesetz für 
betroffene Bürger, Medien und Wissenschaft vorsieht, 
bleibt unverändert bestehen.

Vor allem aus Sicht der ostdeutschen Bundesländer ist 
positiv zu bewerten, dass die Zukunft der Außenstellen in 

den ehemaligen Bezirksstädten der DDR mit dem Gesetz 
gesichert wird. In Thüringen werden somit neben dem 
zentralen Standort Erfurt die Außenstellen in Gera und 
Suhl Bestand haben und ihre Arbeit als Träger regionaler 
Aufarbeitung sowie als Erinnerungs- und Bildungsstätten 
fortsetzen können. Den Bürgerinnen und Bürgern stehen 
insofern auch weiterhin regionale Dienstleistungszentren 
für Information, Beratung, Antragstellung und Aktenein-
sicht zur Verfügung. Darüber hinaus wird dies einen 
positiven Effekt für den Erhalt und Ausbau der dezentra-
len und differenzierten Aufarbeitungslandschaft haben. 
Zusammen mit lokalen Akteuren der Erinnerungsarbeit 
können so neue und wichtige Impulse bei der Auseinan-
dersetzung mit Diktaturgeschichte, der Erinnerungsarbeit 
und politisch-historischer Bildung dauerhaft gesetzt wer-
den.

Mit dem Gesetz wird das Amt einer oder eines Opfer-
beauftragten beim Deutschen Bundestag als Koordinie-
rungsstelle zwischen Bund und Ländern geschaffen. 
Zentrale Aufgabe ist es, für die Anliegen der Opfer der 
SED-Diktatur und der kommunistischen Herrschaft in der 
Sowjetischen Besatzungszone in Politik und Öffentlich-
keit einzutreten. Hinzuweisen ist hier aber darauf, dass 
für die Belange der Betroffenen, zum Beispiel bei Reha-
bilitierungsanliegen, weiterhin die jeweiligen Landesbe-
auftragten zuständig sind.

Leider trifft das Gesetz keine Aussagen zur finanziel-
len Absicherung der künftig zu bewältigenden Heraus-
forderungen. Mit der Eingliederung der Akten in das 
Bundesarchiv ist der Transformationsprozess noch lange 
nicht abgeschlossen. Die Unterlagen sollen künftig noch 
besser und vor allem niedrigschwellig nutzbar sein. Um 
dieses zu erreichen, müssen die Digitalisierung der Be-
stände sowie die Rekonstruktion von geschreddertem 
Material beziehungsweise die Konservierung und gege-
benenfalls erforderliche Restaurierung von Papierakten, 
Fotos, Ton- und Filmdokumenten weiter vorangetrieben 
werden. Das Ziel einer umfassenden digitalen Zugäng-
lichkeit ist zeitgemäß und begrüßenswert, nicht vergessen 
darf man dabei allerdings, dass für eine solche Nutzung 
die Unterlagen im Vorfeld entsprechend erschlossen und 
aufbereitet werden müssen. Dafür ist qualifiziertes und 
auch angemessen vergütetes Personal unabdingbar.

Darüber hinaus werden Neubauten beziehungsweise 
die Sanierung von Magazinen und Archiven an mehreren 
Standorten erforderlich werden.

Auch wenn noch einige Fragen offen sind, so ist die 
Eingliederung der Stasi-Unterlagen in das Bundesarchiv 
zu begrüßen. Zu wünschen wäre allerdings, dass künftig 
die Möglichkeiten, die Stasi-Unterlagen für zeithistori-
sche, sozialwissenschaftliche und vergleichende For-
schung zu nutzen, erweitert werden und dass das Archiv-
zentrum auf dem Gelände des früheren Ministeriums für 
Staatssicherheit in Berlin-Lichtenberg als wichtigster 
Bestandteil des „Campus für Demokratie“ und die weite-
ren Standorte nicht nur auf die Akten und Vorgänge von 
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Stasi und SED reduziert werden, sondern einen Beitrag 
dazu leisten können, alle Facetten der DDR in den Blick 
zu nehmen.

Anlage 5

Erklärung

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann
(Bayern)

zu Punkt 4 der Tagesordnung

Für die Regierungen der Länder Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll:

Die Länder Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen bedauern, dass 
die Bundesregierung die vom Bundesrat (BR-Drs. 561/20 
[B]) empfohlene Erhöhung des ergänzenden Bundeszu-
schusses sowie den Verzicht auf einen weiteren, über die 
Regelungen des GKV-Versichertenentlastungsgesetzes 
(GKV-VEG) hinausgehenden Abbau der kassenindividu-
ellen Finanzrücklagen abgelehnt hat. Vor diesem Hinter-
grund begrüßen die Länder Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen durch-
aus, dass der abzuführende Betrag für kleine Kranken-
kassen verringert wurde. Dies ist aus Sicht der Länder 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen aber noch nicht weitgehend 
genug.

Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen ist bewusst, dass auch die 
GKV einen Beitrag zur Bewältigung der Corona-
pandemie leisten muss. Der mit dem vorliegenden Gesetz 
eingeschlagene Weg, lediglich 5 Milliarden Euro aus 
Bundesmitteln bereitzustellen und die übrigen 11,6 Milli-
arden Euro wesentlich den GKV-Mitgliedern und ihren 
Arbeitgebern aufzuerlegen, lässt befürchten, dass das 
Gesetz sein Ziel, die finanzielle Stabilität der GKV im 
Sinne einer Sozialgarantie zu gewährleisten, in dieser 
Form nicht oder allenfalls kurzfristig erreichen kann. 
Allerdings sollte aus Sicht der Länder Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen die finanzielle Ausgangslage der gesetzlichen 
Krankenversicherung zeitnah verbindlich geregelt wer-
den, damit zunächst für 2021 Versorgungssicherheit für 
die Versicherten sowie Planungssicherheit für die einzel-
nen Krankenkassen herrscht; das Inkrafttreten des Geset-
zes sollte daher nicht verzögert werden. Gleichwohl se-
hen die Länder Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen weiterhin eine 
konsequente Umsetzung der Sozialgarantie 2021 auch in 
der GKV als geboten sowie insbesondere die Einführung 
kostendeckender Krankenversicherungsbeiträge des Bun-
des für Empfängerinnen und Empfänger von Arbeitslo-
sengeld II als notwendig und dringlich an, um die gesetz-

liche Krankenversicherung in 2021 und auch darüber 
hinaus finanziell zu stabilisieren.

Anlage 6

Erklärung

von Minister Harry Glawe
(Mecklenburg-Vorpommern)
zu Punkt 4 der Tagesordnung

Die Länder Mecklenburg-Vorpommern und Branden-
burg geben folgende Erklärung zu Protokoll:

Die Länder Mecklenburg-Vorpommern und Branden-
burg bedauern, dass die Möglichkeit verpasst wurde, 
auch die Krankenhäuser zu unterstützen, die einen 
wichtigen Beitrag zur flächendeckenden Versorgung mit 
Angeboten in der Geburtshilfe leisten. Durch den Schlüs-
sel von 0,5 neuen Hebammenstellen je 500 Geburten 
werden große Kliniken bevorzugt, was in Teilen an der 
Versorgungsrealität von Flächenländern mit dünn besie-
delten Regionen vorbeigeht: Hier sind Krankenhäuser mit 
250 bis 500 Geburten jährlich unverzichtbar, um die 
gemäß § 24f (Entbindung) SGB V geforderte Wahlfrei-
heit der Versicherten hinsichtlich des Geburtsortes zu 
ermöglichen.

Anlage 7

Erklärung

von Minister Dr. Bernd Buchholz
(Schleswig-Holstein)

zu Punkt 4 der Tagesordnung

Für die Länder Schleswig-Holstein und Brandenburg
gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll:

Die Landesregierungen Schleswig-Holstein und Bran-
denburg begrüßen die mit dem Gesundheitsversor-
gungs- und Pflegeverbesserungsgesetz (GPVG) vorge-
sehene Zielsetzung, die finanzielle Stabilität der gesetzli-
chen Krankenversicherung im Jahr 2021 zu gewährleis-
ten.

Für die Finanzierung der Sozialgarantie 2021 muss al-
lerdings eine sozial ausgewogene Lösung gefunden wer-
den, die sowohl von der gesetzlichen Krankenversiche-
rung als auch dem Bund getragen wird. Die Krankenkas-
sen sollten einen wesentlichen Beitrag leisten, solange sie 
über ausreichend Reserven verfügen, die sie zur Absiche-
rung von unvorhersehbaren Ausgaberisiken nicht benöti-
gen. In Anbetracht eines erwarteten Defizits von 16 Mil-
liarden Euro in 2021 sollte jedoch auch eine Erhöhung 
des Bundeszuschusses geprüft werden, um die Beiträge 
stabil zu halten.
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Anlage 8

Erklärung

von Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 5 der Tagesordnung

Für die Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Hessen 
gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll:

1. Die Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Hes-
sen nehmen zur Kenntnis, dass § 27 Absatz 4 BMG
durch den Bundestag noch kurzfristig ohne ergän-
zende Beteiligung der Länder dahin gehend geän-
dert worden ist, dass in Satz 3 der Vorschrift die 
Wörter „soweit sie der Anstalt bekannt sind.“ ge-
strichen worden sind.

2. Die Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Hes-
sen weisen darauf hin, dass die Änderung nicht da-
hin gehend missverstanden werden darf, dass den 
Justizvollzugsanstalten eine faktisch nicht erfüllbare 
Mitteilungspflicht auferlegt werden soll. Mitgeteilt 
werden können naturgemäß nur solche Daten, die 
der Anstalt auch tatsächlich bekannt sind. Eine Re-
chercheverpflichtung hinsichtlich Daten, die der 
Anstalt nicht vorliegen, kann aus der Änderung 
nicht abgeleitet werden. Eine solche wäre für die 
Einrichtungen des Justizvollzuges mit erheblichem 
Mehraufwand verbunden.

Anlage 9

Erklärung

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann
(Bayern)

zu Punkt 10 der Tagesordnung

Für die Regierungen der Länder Bayern, Baden-
Württemberg, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern 
gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll:

Das Übereinkommen und der dadurch garantierte Pa-
tentschutz sind für die innovative deutsche Wirtschaft 
sehr bedeutsam.

Der Zustimmung liegt klarstellend folgendes verfas-
sungskonformes Verständnis des Gesetzes zugrunde:

Der in Artikel 20 des Übereinkommens vorgesehene 
Vorrang des Unionsrechts lässt die Gewährleistung der 
grundlegenden innerstaatlichen Verfassungsgarantien, 
insbesondere der in Artikel 1 und Artikel 20 Absatz 1 

und 2 in Verbindung mit Artikel 79 Absatz 3 des Grund-
gesetzes niedergelegten Grundsätze, unberührt. Ebenso 
unberührt bleibt die Prüfungskompetenz des Bundesver-
fassungsgerichts betreffend die Einhaltung der verfas-
sungsrechtlichen Mindeststandards bei der Übertragung 
von Hoheitsrechten auf europäische oder zwischenstaatli-
che Einrichtungen.

Anlage 10

Erklärung

von Staatsministerin Ulrike Höfken
(Rheinland-Pfalz)

zu Punkt 43 der Tagesordnung

Heute werden wir das EEG 2021 verabschieden. Nach 
monatelangem Warten auf einen ersten Entwurf seitens 
des Bundes haben die Länder im November – trotz sehr 
knapper Fristen – umfassend und konstruktiv zu den 
Regelungsvorschlägen der Bundesregierung Stellung 
genommen. Ich bedaure sehr, dass diese Vorschläge nur 
in sehr geringem Umfang Eingang in die Vorlage gefun-
den haben. Offenbar fehlt es den Regierungsfraktionen 
hier an Mut und Entschlossenheit.

Im EEG 2021 wird zwar ein hehres Ziel formuliert: 
Der Stromsektor soll bis 2050 treibhausgasneutral sein. 
Dieses Ziel ist für uns alle, darin sind wir uns einig, eine 
große Herausforderung. Hierfür ist der Ausbau erneuer-
barer Energien auch ein absolut notwendiges Instrument. 
Doch leider wird das vorliegende Gesetz, bei eingehender 
Betrachtung, seinem eigenen Anspruch nicht gerecht.

Die Stellungnahme des Bundesrats aus dem November 
sendete dazu eine eindeutige Botschaft: Das EEG 2021 
ist nicht ambitioniert genug.

Statt den Weg zur Erreichung der Klimaziele zu eb-
nen, werden zu viele unnötige Umwege in Kauf genom-
men, wo es einen geraden Pfad geben muss.

Durch die Regelungen des EEG 2021 wird die Mit-
wirkung der breiten Gesellschaft, gerade in den Kommu-
nen, an der Umsetzung der Energiewende weiter er-
schwert: Die Umsetzung der europäischen EE-
Richtlinie II im EEG bleibt nicht nur hinter dem Mögli-
chen zurück, sondern auch hinter dem rechtlich Erforder-
lichen. Der Grundsatz der EEG-umlagebefreiten Ei-
genversorgung ist im Gesetz nicht erkennbar. Regelungen 
zu Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften werden nicht 
getroffen. Die Neuordnung des Mieterstrommodells fin-
det nach wie vor auf zu viele Praxisfälle keine Anwen-
dung. Die Nachrüstungspflicht mit intelligenten Messsys-
temen selbst bei kleinsten Anlagen konnte noch einmal 
abgewendet werden. Ebenso eine Nachrüstung bei aus-
geförderten Anlagen als Voraussetzung für die Eigenver-
sorgung. Die Verhinderung von neuen Hürden kann je-
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doch nicht der Anspruch der Energiewende sein: Die 
Akteursvielfalt und Bürgerenergie sind das Fundament 
der gelingenden Energiewende – unterstützen wir sie!

Die neueingefügten Regelungen zur Begrenzung der 
Ausschreibungsvolumina für Wind- und Bioenergie bei 
drohender Unterzeichnung bedeuten eine erneute Decke-
lung des EE-Ausbaus. Ausbaupfade festlegen und dann 
die Ausschreibungsvolumina künstlich verknappen – das 
passt wirklich nicht zusammen. Richtig wäre es, endlich 
dafür zu sorgen, dass die Planungssicherheit der Branche 
erhöht wird, um Neuentwicklungen von Vorhaben anzu-
reizen. Nur so kann der Ausbau gelingen! Dafür sind
verlässliche Ausbaupfade und Ausschreibungsvolumen 
unabdingbar.

Im EEG 2021 werden keine Anreize für die Unter-
nehmen aus Industrie, Gewerbe, Handel und Dienstleis-
tungen gesetzt, Eigen- und Direktstrommodelle umzuset-
zen. Es ist abzusehen, dass viele auf dieser Basis von der 
Umsetzung großer Dachanlagen absehen werden – solan-
ge hier keine Sicherheit geboten wird. Die Mehrfachnut-
zung von Flächen zum Zweck der Solarstromerzeugung
bleibt abschreckend schwierig – sei es in Bezug auf die 
Überdachung von Parkplatzflächen oder Vorgaben der 
Agrar-PV –, daran ändert auch das angekündigte kleine 
Ausschreibungsvolumen in den Innovationsausschrei-
bungen nichts. Investitionen in eigene Stromerzeugungs-
kapazitäten in Verbindung mit Stromliefermodellen ohne 
Inanspruchnahme der EEG-Vergütung bleiben unattrak-
tiv, solange eine EEG-Umlageentlastung nicht umgesetzt 
wird. Es ist nicht nachzuvollziehen, dass diese EEG-
Umlageentlastung im Modell der Stromlieferverträge für 
die Erzeugung von Wasserstoff möglich werden soll, für 
den Direktverbrauch von Strom jedoch nicht.

Der Wunsch nach Entbürokratisierung ist groß, und 
dennoch schafft es die Bundesregierung nicht, die euro-
parechtlich mögliche De-minimis-Regelung bei der 
Windenergie einzuführen und Windkraftanlagen bis
18 MW ohne Ausschreibung zu genehmigen.

Unverständlich ist es, dass kurzfristig, ohne ein Län-
dervotum dazu einzuholen, der Passus im § 1, dass die 
Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien im öffentlichen Interesse liegt und 
der öffentlichen Sicherheit dient, herausgenommen wur-
de. Was bislang für Kohlekraftwerke und Atomkraftwer-
ke selbstverständlich galt, muss auch für die neue Struk-
tur der Energiewirtschaft mit dem Einsatz erneuerbarer 
Energien gelten: Sie sind im öffentlichen Interesse und 
Teil unserer Versorgungsicherheit.

In Bezug auf die Regelungen zu Wasserstofferzeugung 
will ich an dieser Stelle mein Unverständnis darüber 
ausdrücken, dass dem Bundesrat zu dieser entscheiden-
den Weichenstellung nicht die Möglichkeit gegeben 
wurde, Stellung zu den Regelungsentwürfen der Bundes-
regierung zu nehmen. Angesichts der Herausforderungen
der Klimakrise und der Energiewende ist beim EEG 

Gründlichkeit in angemessener Geschwindigkeit erfor-
derlich. Stattdessen sind die kurzen Fristen der besonde-
ren Eilbedürftigkeit den EEG-Gesetzentwürfen zu eigen 
geworden – dies ist sehr ärgerlich.

Das Jahr 2020 zeigt uns, mit welcher Gewalt eine Ge-
sundheitskrise die Selbstverständlichkeit und Stabilität 
unseres Gemeinwesens auf die Probe stellt. Wir sehen 
dabei aber auch – bei allen Ausnahmen – die Bereitschaft 
zur Übernahme von Verantwortung und zur gesellschaft-
lichen Innovation. Auch angesichts des Klimawandels 
stehen die Zeichen an der Wand – die Zeit zum Handeln 
ist jetzt. Die Krise kann und muss abgewendet werden.
Dazu muss auch im Rahmen der Energiewende das vor-
handene konstruktive Engagement in der Gesellschaft 
angesprochen, gebündelt und zum Einsatz gebracht wer-
den. Der Wille dazu ist überall im Land zu spüren. Das 
EEG muss sich diesem Erfordernis stellen!

Anlage 11

Erklärung

von Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 43 der Tagesordnung

Mit dem gestrigen Beschluss zur EEG-Novelle greift 
der Bundestag in mehreren Punkten den dringenden An-
passungsbedarf zur Fortentwicklung des EEG auf.

Insbesondere ist die Zielsetzung der Novellierung zu 
begrüßen, den Anteil des aus erneuerbaren Energien 
erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch auf 65 Pro-
zent im Jahr 2030 zu steigern. Stromerzeugung 
und -verbrauch sollen in Deutschland ihren substanziel-
len Beitrag zur Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050 
leisten.

Damit weist die Bundesregierung den erneuerbaren 
Energien den Stellenwert zu, der aufgrund ihrer wach-
senden Bedeutung für eine zukunftsfähige und nachhalti-
ge Energieversorgung angemessen ist. 

Der nähere Blick zeigt aber auch deutlich, dass das 
Gesetz hinter den erforderlichen Schritten beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien zurückbleibt, dass die Gele-
genheit für eine umfassende Reform verpasst wurde.

In einer umfangreichen Stellungnahme hat der Bun-
desrat bereits auf den Nachbesserungsbedarf im Gesetz-
entwurf hingewiesen und zahlreiche konkrete Ände-
rungsvorschläge unterbreitet. Die Stellungnahme des 
Bundesrates befasst sich in der Breite und in fachlicher 
Tiefe mit dem Gesetzentwurf. Erfreulicherweise wurden 
im Gesetzgebungsverfahren einige Vorschläge aus dieser 
Stellungnahme aufgegriffen:
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Unter anderem enthält die EEG-Novelle nunmehr um-
fangreiche Regelungen zur Umlagereduzierung für die 
Produktion von Wasserstoff. Dies ist ein wichtiger Schritt 
für den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft in Deutsch-
land, mit der wir international eine Führungsrolle bei der 
Nutzung von Wasserstofftechnologien übernehmen wol-
len. 

Weiterhin wird der Vergütungszeitraum von Erneuer-
bare-Energien-Anlagen um die Zeiten negativer Preise an 
der Strombörse verlängert. Auf diese Weise werden zu-
sätzliche Belastungen für Produzenten von erneuerbarer 
Energie abgemildert.

Die Novelle enthält nun auch deutliche Verbesserun-
gen für den Ausbau der Photovoltaik.

Trotz mancher Verbesserungen im Gesetz und der be-
reits erzielten Nachbesserung gilt es, nochmals auf zent-
rale Kritikpunkte des Bundesrates hinzuweisen: 

Aus Sicht des Bundesrates reichen die im Entwurf 
verankerten Ausbaupfade nicht aus, um das vereinbarte 
Ziel von 65 Prozent erneuerbarer Energie am Brutto-
stromverbrauch bis 2030 zu erreichen. Erst recht nicht 
vor dem Hintergrund eines deutlich steigenden Strombe-
darfs, der angenommen werden muss.

Weiterhin kritisiert der Bundesrat, dass die Möglich-
keiten des Eigen- und Direktstromverbrauchs insgesamt 
stark zurückgedrängt werden.

Zur Stärkung der Akzeptanz für die Windenergienut-
zung fordert der Bundesrat insbesondere eine Überarbei-
tung der Regelung zur finanziellen Beteiligung von be-
troffenen Kommunen an Windenergieprojekten. 

Zudem sollten bestehende Regelungen zur Degression 
der Vergütung bei der Verstromung von Biomasse, Geo-
thermie und Wasserkraft abgeschwächt werden. 

Ungeachtet einiger sinnvoller Änderungen zur Fort-
entwicklung des EEG bietet die Förderung der erneuerba-
ren Energien in Deutschland insgesamt Anlass zu grund-
sätzlicher Kritik: Erforderlich wäre, die grundlegende 
Funktion des EEG an die Zeit anzupassen. Das EEG war 
ursprünglich als Markteinführungsprogramm konzipiert. 
Heute sind die erneuerbaren Energien eine zentrale Säule 
der Energieversorgung. Das EEG geht diese Veränderung 
aber nicht mit. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
ist nicht geeignet, den dringend erforderlichen Umbau 
des rechtlichen Rahmens so zu gestalten, dass der weitere 
Ausbau der erneuerbaren Energien marktwirtschaftlich 
vorangetrieben wird. 

Schon heute gibt es vielversprechende und kreative 
Ansätze, die zeigen, wie eine Grünstromvermarktung 
auch abseits einer finanziellen EEG-Förderung erfolgen 
kann. Eindrucksvolles Beispiel sind bilaterale Langfrist-

Stromlieferverträge, sogenannte „Power Purchase Agree-
ments“.

Derartige positive Entwicklungen der Erneuerbaren im 
Markt muss die Politik durch geeignete Rahmenbedin-
gungen unterstützen. Die Kreativität der Unternehmen 
muss gefördert, innovative Geschäftsmodelle dürfen 
nicht blockiert werden. 

Leider enthält die von der Bundesregierung vorgelegte 
EEG-Novelle diesbezüglich keine überzeugenden Ansät-
ze. Der Gesetzentwurf hätte insbesondere durch eine 
Abkehr von der inzwischen überkomplexen Umlagefi-
nanzierung des EEG mit immer neuen Detailregelungen 
und Ausnahmetatbeständen einen bedeutenden Beitrag 
zur Entbürokratisierung leisten können. Enthielt das EEG 
zu Beginn im Jahr 2000 gerade einmal 12 Paragrafen, so 
ist es heute zu einem Bürokratie-Großmeister mit über 
100 Paragrafen angewachsen.

Die Novelle verliert sich in teils mutlosen Einzelrege-
lungen, die keine grundlegenden Impulse für eine Neu-
ausrichtung setzen. Neben der notwendigen Förderung 
der Vermarktung erneuerbaren Stroms außerhalb des 
EEG ist vor allem eine grundlegende Reform des derzei-
tigen Finanzierungssystems der Energiewende mit dem 
Ziel erforderlich, die EEG-Umlage perspektivisch auf 
null zu senken. 

Während der Coronapandemie hat sich zudem gezeigt, 
dass das EEG-Umlagesystem in seiner jetzigen Form 
nicht krisen- und zukunftsfest aufgestellt ist. Bei sinken-
den Börsenstrompreisen wäre die EEG-Umlage gemäß 
Prognose der Übertragungsnetzbetreiber um über 
50 Prozent auf über 9 Cent/kWh in 2021 gestiegen, hätte 
man nicht mit Bundeszuschüssen gegengesteuert. 

Die EEG-Umlage trägt aber auch in ihrer temporär ge-
deckelten Form weiterhin dazu bei, dass der Zu-
kunftsenergieträger Strom – im Vergleich zu anderen 
Energieträgern – am stärksten mit Steuern, Abgaben und 
Umlagen belastet wird. Dies führt zu verzerrten Preissig-
nalen und hemmt unter anderem die Entwicklung drin-
gend benötigter Sektorenkopplungstechnologien.

Die im EEG geregelten Privilegierungen für stromkos-
tenintensive Unternehmen und Ausnahmeregelungen für 
Eigenstromerzeuger zeichnen sich durch ein hohes Maß 
an Regelungskomplexität und Bürokratieaufwand aus, 
die Innovationen und Investitionen vielfach verhindern.

Zur Absenkung der EEG-Umlage sollten daher die 
von der Bundesregierung bereits eingeführten Maßnah-
men zur Stabilisierung der EEG-Umlage aus dem Bun-
deshaushalt unter Nutzung des Energie- und Klimafonds 
über 2022 hinaus weitergeführt werden. Zudem könnte 
die Überführung der Finanzierung von teuren EE-
Altanlagen in einen Altlastenfonds zu einer Absenkung 
der EEG-Umlage beitragen.
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Für die Überführung der erneuerbaren Energien in den 
Markt bedarf es einer klug ausgestalteten und möglichst 
kurzen Übergangsphase. Dafür gilt es bereits jetzt, die 
Weichen zu stellen. Laut Novelle möchte sich die Bun-
desregierung damit jedoch noch bis zum Jahr 2027 Zeit
lassen, was insgesamt ein eher mutloses Signal sendet. 
Denn auf dem Weg zur Klimaneutralität sind große Men-
gen grünen Stroms zu wettbewerbsfähigen Preisen un-
verzichtbar. Dafür muss der Industriestrompreis von 
seinen Abgaben und Umlagen weitgehend befreit wer-
den. 

Dies veranlasste den Vorsitzenden der IG BCE in 
Deutschland, Michael Vassiliadis, Anfang November zu 
der im „Handelsblatt“ erklärten Forderung: „Das EEG 
war einmal hilfreich, aber es ist nicht mehr zeitgemäß.“
Diese Sichtweise teilen wir.

Die Gesetzesnovelle nimmt insgesamt einige notwen-
dige Korrekturen zur Fortentwicklung des EEG vor. 
Auch konnten durch die Stellungnahme des Bundesrates 
punktuell Verbesserungen erzielt werden. Gleichzeitig 
bleiben aber die grundsätzlichen Fragen nach einer stär-
keren Marktintegration der erneuerbaren Energien, mehr 
Verteilungsgerechtigkeit und weniger bürokratischer 
Belastung weitgehend unbeantwortet. 

Die Länder haben im bisherigen Gesetzgebungsver-
fahren auf verschiedene Fehlentwicklungen hingewiesen 
und konstruktive Änderungsvorschläge eingebracht. 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass das EEG weiterer 
grundlegender Überarbeitungen bzw. perspektivisch der 
Abschaffung bedarf.

Für die kollegiale und konstruktive Zusammenarbeit 
bei den Verbesserungsvorschlägen der EEG-Novelle im 
Bundesrat und auch im Rahmen des Energieministertref-
fens möchte ich mich bei allen Kolleginnen und Kollegen 
der Länder herzlich bedanken.

Anlage 12

Erklärung

von Staatssekretär Henrik Eitel
(Saarland)

zu Punkt 43 der Tagesordnung

Für die Länder Saarland und Nordrhein-Westfalen ge-
be ich folgende Erklärung zu Protokoll:

Die saarländische und die nordrhein-westfälische Lan-
desregierung bedauern, dass der Bundestag in seinem 
Gesetzesbeschluss zur EEG-Novelle 2021 die Forderung 
des Bundesrates vom 06.11.2020 nicht berücksichtigt hat, 
die Förderung von Grubengaskraftwerken und Gruben-
gasheizkraftwerken mit den Erstvergütungen bis Ende 
2027 weiterzuführen. Die energetische Verwertung von 

Grubengas wird seit dem Jahr 2000 durch das EEG ge-
fördert und ist für die Revierländer Saarland und Nord-
rhein-Westfalen auch nach dem sozialverträglichen Aus-
laufen des Steinkohlenbergbaus von besonderer Bedeu-
tung. Sie leistet zentrale Beiträge zum aktiven Klima-
schutz, aber auch zur Gefahrenabwehr vor Ort. So könn-
ten mit einer Fortsetzung der Stromerzeugung aus Gru-
bengas bis 2035 insgesamt mehr als 40 Millionen Tonnen 
Kohlendioxidäquivalente in beiden Ländern vermieden 
werden.

Gleichzeitig begrüßen die saarländische und die nord-
rhein-westfälische Landesregierung die in der Entschlie-
ßung des Bundestages enthaltene Forderung an die Bun-
desregierung, die Anlagen zur Grubengasstromerzeugung 
in den Regelungskreis der ausgeförderten Anlagen auf-
zunehmen und bis Ende 2027 weiter zu fördern sowie die 
Grubengasverstromung mit in den gesetzlichen Überprü-
fungs- und Evaluierungsansatz einzubeziehen. Die Bun-
desregierung wird gebeten, bereits im ersten Quartal 
2021 dem Bundesrat einen Gesetzentwurf zur Anpassung 
des EEG vorzulegen, der eine bedarfsgerechte und aus-
kömmliche Weiterförderung der Grubengasverstromung 
vorsieht.

Anlage 13

Erklärung

von Minister Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff
(Thüringen)

zu Punkt 20 der Tagesordnung

Die aktuelle Covid-19-Pandemie und die Verhandlun-
gen zum Brexit binden zurzeit einen Großteil der Auf-
merksamkeit, die wir in weniger aufregenden Zeiten 
wahrscheinlich alle einem europapolitisch höchst bedeut-
samen Themenkomplex gewidmet hätten: der Reform des 
europäischen Asyl- und Migrationssystems.

Dieses Themenfeld ist europapolitisch so bedeutsam, 
da es einerseits um die Fähigkeit des gemeinsamen Han-
delns der Europäischen Union als Verantwortungsge-
meinschaft und andererseits auch um die gemeinsame 
Auslegung des Prinzips der Humanität geht, welches 
lange Zeit als zentraler europäischer Wert proklamiert 
wurde.

Wie wichtig hier eine europäische Verständigung ist, 
wurde in den letzten Monaten immer wieder deutlich.

Mit Sorge habe ich die bedrückenden Entwicklungen 
in der griechischen Ägäis zur Kenntnis genommen, die 
sich auch nach der Aufnahmezusage Deutschlands und 
anderer Länder nur marginal verändert haben. Und mit 
Sorge nehme ich die Berichte über zunehmende systema-
tische Härten beim Schutz der europäischen Außengren-
ze auf dem Mittelmeer und an den Landgrenzen gegen-
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über Flüchtlingen wahr. Insbesondere die im zu Ende 
gehenden Jahr immer wieder publik gewordenen soge-
nannten Pushbacks sind nach meiner Auffassung auch im 
Zusammenhang mit den aktuellen Reformüberlegungen 
klar als völkerrechtswidrig zu benennen.

Diese Geschehnisse sind keine sogenannten „bedauer-
lichen Einzelfälle“ falscher Verwaltungs- und Einsatz-
praxis. Vielmehr sind dies die Auswüchse einer nationa-
len und europäischen Politik, die auf Abschottung und 
Abschreckung baut, statt die Not der Betroffenen anzuer-
kennen.

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund möchte ich alle 
Beteiligten und insbesondere die Bundesregierung auf-
fordern, sich bei den weiteren Verhandlungen für die 
umfassende Sicherung der elementaren Rechte aller Mi-
grantinnen und Migranten einzusetzen und dabei auch die 
nunmehr vorgesehenen Screening- und Grenzverfahren 
einer kritischen Prüfung zu unterziehen.

Die Fortsetzung der Politik der Abschreckung ent-
spricht nicht den humanitären Werten und rechtsstaatli-
chen Prinzipien Europas. Auch an den Grenzen Europas 
dürfen menschenrechtliche und rechtsstaatliche Prinzi-
pien nicht einfach über Bord geworfen werden.

Das bedeutet mindestens ein Dreifaches: Erstens ist 
der Schutzbedarf jedes Antragstellers stets vorurteilsfrei 
und eingehend zu prüfen. Zweitens sind die Bedürfnisse 
besonders vulnerabler Personen unbedingt zu berücksich-
tigen. Und drittens ist der Zugang zu einer unabhängigen 
Asylverfahrensberatung sowie zu Anwältinnen und An-
wälten und zu einem effektiven Rechtsschutz uneinge-
schränkt zu gewähren.

Die Sicherstellung dieser und weiterer Grundsätze 
sollte jedoch nicht, wie Artikel 7 des Vorschlages zum 
Screeningverfahren vorsieht, allein einem von den Mit-
gliedstaaten einzurichtenden Überwachungsmechanismus 
anheimgestellt werden. Sie muss vielmehr als gesamt-
europäische Aufgabe verstanden werden, die zudem 
regelmäßig und nicht bloß auf Einladung des jeweiligen 
Staats einer Überprüfung und Überwachung durch ein-
schlägige nationale und internationale nichtstaatliche 
Organisationen und Stellen offensteht.

Anlage 14

Erklärung

von Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 31 der Tagesordnung

Für die Länder Nordrhein-Westfalen, Bayern und Hes-
sen gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll:

1. Die Länder Nordrhein-Westfalen, Bayern und Hes-
sen begrüßen die mit dem Zweiten Corona-
Steuerhilfegesetz erweiterten Regelungen für Un-
ternehmen zur Nutzung der Möglichkeit des Ver-
lustrücktrags, um die Belastung vieler Unternehmen 
im Zuge der Covid-19-Pandemie abzufedern.

2. Angesichts der weiter anhaltenden Belastung der 
Wirtschaft durch die Covid-19-Pandemie halten die 
genannten Länder zusätzliche Maßnahmen zur kurz-
fristigen Stärkung der Liquidität von Unternehmen 
für erforderlich.

3. Die genannten Länder schlagen vor, die bestehen-
den steuerlichen Regelungen dahin gehend zu er-
weitern, dass Unternehmen ihre Verluste der Jahre 
2020 und 2021 mit den Gewinnen der Vorjahre 
auch bereits vor der endgültigen Verlustfeststellung 
durch das Finanzamt besser verrechnen können.

Dazu ist insbesondere die durch § 111 EStG festge-
legte Obergrenze von 5 Millionen Euro (bzw. bei 
Ehegatten 10 Millionen Euro) beim vorläufigen 
Verlustrücktrag sowie die entsprechende Obergren-
ze des abschließenden Verlustrücktrags nach § 10d 
Absatz 1 EStG substanziell zu erhöhen.

Die Zielgenauigkeit dieser Maßnahme würde we-
sentlich verbessert, wenn zudem der Verlustrück-
tragszeitraum auf zwei Jahre erweitert und Verluste 
dadurch bestmöglich in Gewinnjahre zurückgetra-
gen werden könnten. Das Verlustverrechnungspo-
tenzial wird bei einer solchen Maßnahme am effek-
tivsten genutzt, wenn die Verrechnung jeweils ge-
gen Gewinne des am weitesten zurückliegenden 
Jahres erfolgt. Die Festlegung dieser zeitlichen Rei-
henfolge der Verlustverrechnung dient zugleich der 
besseren Administrierbarkeit der Maßnahme.

Anlage 15

Erklärung

von Ministerin Birgit Honé
(Niedersachsen)

zu Punkt 40 der Tagesordnung

Für die Länder Niedersachsen, Brandenburg, Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen, Saarland und Sachsen gebe 
ich folgende Erklärung zu Protokoll:

Im Zuge der Coronapandemiebekämpfung soll in den 
von den Ländern eingerichteten Impfzentren medizini-
sches Fachpersonal eingesetzt werden, um die anstehen-
den Impfungen vornehmen zu können. Im Zuge dessen 
zeichnet sich ab, dass die Bereitschaft zur Übernahme 
dieser überobligatorischen und auf freiwilliger Basis 
auszuführenden Aufgaben nur dann gegeben sein wird, 
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wenn die Tätigkeit für den betroffenen Personenkreis 
sozialversicherungsfrei ausgestaltet ist. Aus Sicht der 
Länder Niedersachsen, Brandenburg, Hamburg, Nord-
rhein-Westfalen, Saarland und Sachsen ist hierbei durch 
den Bund sicherzustellen, dass die erforderlichen Geset-
zesänderungen bereits zum Beginn des Betriebes der 
jeweiligen Impfzentren in den Ländern im Dezember 
2020 gelten.

Anlage 16

Erklärung

von Minister Dr. Bernd Buchholz
(Schleswig-Holstein)

zu Punkt 40 der Tagesordnung

Schleswig-Holstein stimmt dem Gesetz über eine ein-
malige Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-
Pandemie an Besoldungs- und Wehrsoldempfänger nur 
wegen der damit verbundenen Änderung des Infektions-
schutzgesetzes in Artikel 4a des vorliegenden Gesetzes 
zu.

Anlage 17

Erklärung

von Staatsminister Dr. Hendrik Hoppenstedt
(BK)

zu Punkt 40 der Tagesordnung

Protokollerklärung der Bundesregierung

Die Bundesregierung ist bereit, die den Ländern durch 
die Ergänzung des Entschädigungsanspruchs nach § 56 
Absatz 1a des Infektionsschutzgesetzes zusätzlich entste-
henden Haushaltsbelastungen (ohne Erfüllungsaufwand) 
zur Hälfte zu übernehmen.

Anlage 18

Erklärung

von Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 44 der Tagesordnung

Für Herrn Minister Karl-Josef Laumann gebe ich fol-
gende Erklärung zu Protokoll:

Das Verbot des Verkaufs von Silvesterfeuerwerk für 
dieses Jahr ist für Produzenten wie Importeure der pyro-
technischen Industrie und somit auch für die betroffenen 
Standorte eine besondere Herausforderung. Die Beson-
derheiten dieses Marktes, in dem der Jahresumsatz fast 
vollständig in den wenigen Tagen vor dem Jahreswechsel 
erfolgt, sowie der Umstand, dass es sich bei den regelmä-
ßig verabredeten Konditionen der Branche um Kommis-
sionsgeschäfte handelt, dürften die Hersteller zeitnah mit 
Erstattungsforderungen konfrontieren. Diese besondere 
Lage kann bei fehlender Kompensationsleistung in kür-
zester Frist den Unternehmensbestand gefährden.

Die aktuell angedachten und aufgelegten Hilfspro-
gramme erfassen die besondere Situation der Branche 
nicht. Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hält 
deshalb zeitnah zusätzliche zielgerichtete Hilfsmaßnah-
men für erforderlich.
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